
Protokoll Studierendenparlament
15. Dezember 2016

Protokoll genehmigt in der Sitzung am 17.01.2017

Sitzungsleitung: Andreas Ewald
Protokoll: Jakob Rimkus und Julian Haas

Sitzungsbeginn: 19:13 Uhr
Sitzungsende: 20:15 Uhr

Zu Beginn der Sitzung wird die Beschlussfähigkeit mit 16 anwesenden Mitgliedern 
festgestellt.

TOP 0: Genehmigung der Tagesordnung
Die Tagesordnung wurde wie folgt genehmigt:

TOP 0: Genehmigung der Tagesordnung

TOP 1: Genehmigung des Protokolls der Sitzung vom 16.11.2016

TOP 2: Mitteilungen des Präsidiums

TOP 3: Anträge von Gästen

TOP 4: Finanzantrag Inter und Trans* Workshop

TOP 5: Finanzantrag für Strategiewochenende der Fachschaft FB1

TOP 6: Beratung über Berichte

TOP 7: Wahl des Ältestenrates

TOP 8: Wahl des Rechnungsprüfungsausschusses (RPA)

TOP 9: Haushalt der Studierendenschaft der TU Darmstadt 2017, 2. Lesung und 
Beschlussfassung

TOP 10: Vierter Nachtragshaushalt der Studierendenschaft der TU Darmstadt 
2016, Beschlussfassung

TOP 11: Neufassung der Satzung der Studierendenschaft der TU Darmstadt, 2. 
Lesung

TOP 12: Resolution: Kritik an Orientierungswochen (umgangssprachlich OWOs) 
einiger Fachschaften

TOP 13: Weitere Anträge und Resolutionen

TOP 14: Sonstiges

Dafür: 14

Dagegen:   0

Enthaltung:   0
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TOP 1: Genehmigung des Protokolls der Sitzung vom 
16.11.2016 
Es gibt eine Nachfrage dazu, ob Diskussionsverläufe ohne Nennung von Namen 
festgehalten werden könnten. Das StuPa-Präsidium weist darauf hin, dass die 
Geschäftsordnung Ergebnisprotokolle vorschreibt und daher Diskussionsverläufe auf 
Wunsch aus den Protokollen gestrichen werden müssen. Bei der nächsten 
Überarbeitung der Geschäftsordnung kann eine andere Regelung vorgeschlagen 
werden.

Dafür: 15

Dagegen:   0

Enthaltungen:   1

TOP 2: Mitteilungen des Präsidiums

Die Nachwahl von Philip Krämer in den Ältestenrat wurde von den beiden anderen 
Mitgliedern des Ältestenrates nach Anrufung durch Mitglieder des 
Studierendenparlaments für nichtig erklärt, weil er als eingestellter Referent des AStA 
als Teil des AStA betrachtet werden kann. Eine Notwendigkeit zur Anpassung des 
Wahlprozederes im Falle einzelner freiwerdender Plätze im Laufe einer 
Ältestenratsamtszeit sieht der Ältestenrat nicht.
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TOP 3: Anträge von Gästen
Neben den in TOP 4 und TOP 5 behandelten Anträgen liegen keine Anträge von Gästen
vor.

TOP 4: Finanzantrag Inter und Trans* Workshop
Die vom AStA berufene Queer-Referentin stellt den Antrag vor. Es gibt eine Rückfrage
zu einzelnen Begrifflichkeiten.

Der Antrag wird angenommen

Dafür: 16

Dagegen:   0

Enthaltungen:   1

TOP 5: Finanzantrag für Strategiewochenende der 
Fachschaft FB1
Florian  Huss  von der  Fachschaft  1  stellt  den  Antrag  vor.  Die  Regeln  der  geltenden
Handreichungen  des  Fachschaftenreferats  des  AStA  sind  eingehalten.  Der  Antrag
betrifft den Haushalt 2017.

Der Antrag wird angenommen

Dafür: 17

Dagegen:   0

Enthaltungen:   1

TOP 6: Beratung über Berichte

Es gibt einen Hinweis zur Qualität der AStA Sitzungsprotokolle, diese seien derzeit für 
Außenstehende schwer verständlich.

Der  AStA  berichtet  zu  seinen  Aufgaben  die  sich  aus  der  vergangenen  Sitzung  des
Studierendenparlaments ergeben, dass die Stelle zur Gremienunterstützung bzw. zur
Ausarbeitung  des  Konzepts  noch  nicht  angegangen  wurde.  Da  bereits  eine  andere
Ausschreibung des  AStA läuft,  sind die  Kapazitäten  ausgelastet.  Die  Aufforderungen
welche  mit  der  Resolution  zur  Videoüberwachung  auf  dem  Luisenplatz
zusammenhingen, wurden erfüllt.

TOP 7: Wahl des Ältestenrates
Die  Geschäftsordnung  schreibt  eine  geheime  Verhältniswahl  vor.  Maike  Arnold  und
Armin Alizadeh fungieren als Wahlhelfer*innen.

Es  wird  eine  Liste  mit  der  Bezeichnung  „Ja“  vorgeschlagen,  diese  enthält  folgende
Vorschläge:

1. Susann Weißheit

Protokoll Studierendenparlament TU Darmstadt, 15. Dezember 2016 3



2. Ben Seel

3. Dominik Reinhard

Der Wahlgang wird um 19:32 eröffnet und um 19:35 geschlossen.

Auf die Liste „Ja“ entfielen 14 Stimmen, 2 Stimmen waren ungültig. Damit sind alle drei
Personen der Liste „Ja“ in den Ältestenrat gewählt worden.

TOP 8: Wahl des Rechnungsprüfungsausschusses (RPA)
Mangels Wahlvorschlägen, auch nach mehrmaligem Aufruf, wird diese Wahl vertagt.

TOP 9: Haushalt der Studierendenschaft der TU Darmstadt
2017, 2. Lesung und Beschlussfassung
19:37: Die Finanzreferentin Anika Schmütz stellt die Änderungen im Vergleich zur 1.
Lesung vor.

Änderungsantrag  Stephan  Voeth:  Der  Deckungsring  bei  Personalkosten  soll
aufgespalten werden in Aufwandsentschädigungen (2.1, 2.5,  2.6) und den restlichen
Bestandteilen des Deckungsrings. Dazu könnte ein neuer Ausgabenpunkt hinzugefügt
werden (2.1,2.5,2.6 werden in neu 3 verschoben).

Zusätzlich soll der Betrag für Aufwandsentschädigungen (aktuell 2.1) auf 135. T€ erhöht
werden.

Der AStA übernimmt den Antrag.

Der so geänderte Haushalt 2017 wird in 2. Lesung verabschiedet.

Dafür: 17

Dagegen:   0 

Enthaltungen:   2

TOP 10: Vierter Nachtragshaushalt der 
Studierendenschaft der TU Darmstadt 2016, 
Beschlussfassung
19:42: Die Finanzreferentin Anika Schmütz stellt die Änderungen gemäß Vorlage vor.

Der vierte Nachtragshaushalt 2016 wird verabschiedet.

Dafür: 19

Dagegen:   0

Enthaltungen:   0
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TOP 11: Neufassung der Satzung der Studierendenschaft 
der TU Darmstadt, 2. Lesung
19:46: Jakob Rimkus stellt die Änderungsvorschläge der AG Satzung im Vergleich zur 1.
Lesung vor.

David Kreitschmann stellt einen Änderungsantrag zu §16: Der Satz "Diese Satzung geht
in  jedem Fall  vor."  soll  erhalten bleiben,  da sonst  uneindeutig  sei,  ob Satzung oder
Wahlordnung vorgeht.

Dafür:   7

Dagegen:   0

Enthaltungen: 12

Die Satzung wird in der geänderten Form neu gefasst.

Dafür: 19

Dagegen:   0

Enthaltungen:   2

TOP 12: Resolution: Kritik an Orientierungswochen 
(umgangssprachlich OWOs) einiger Fachschaften
19:59: Johanna Saary stellt vor, welche Änderungen der ursprüngliche Entwurf erfahren
hat.

Es gibt eine Diskussion darum, ob die Resolution dazu geeignet ist, von Fachschaften
als  Pauschalkritik  missverstanden  zu  werden  und ob  eine  Auflistung  von  konkreten
Vorfällen sinnvoll wäre. Die Mehrzahl der Redner*innen sieht strukturelle Probleme als
weit  verbreitet  sowie  ungelöst  und  befürwortet  daher  eine  allgemein  gehaltene
Resolution.

Die Resolution wird angenommen.

Dafür: 19

Dagegen:   1

Enthaltungen:   1

TOP 13: Weitere Anträge und Resolutionen
Es gibt eine Eilresolution des SDS zum Thema VG Wort
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Lasse  Stelzer  begründet  die  Eile  der  Resolution  damit,  dass  zunächst  die  weitere
Entwicklung  abgewartet  wurde  und  erst  nach  Einreichungsfrist  die  Position  der
Kultusministerkonferenz bekannt wurde.

Die Eile wird mit Mehrheit auf Sicht angenommen.

Lasse Stelzer stellt die Resolution inhaltlich vor.

Die Resolution wird angenommen

Dafür: 21

Dagegen:   0

Enthaltungen:   0

TOP 14: Sonstiges
Das  StuPa-Präsidium  erwägt  die  Sitzung  am  17.  Januar  zu  verschieben.  Über  drei
Alternativ-Termine wird ein Meinungsbild eingeholt. Der 10. Januar und der 11. Januar
kommen in Frage, am 19. Januar können viele Mitglieder nicht.

Der AStA lädt alle StuParier*innen zu seiner Jahrabschlussfeier am 15.12.16 ein.

Theresa Plauk bedankt sich beim StuPa-Präsidium und der AG Satzung für die schnelle
Überarbeitung.
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Anwesende:

Campusgrüne
Johanna Saary

Anika Schmütz

Andreas Ewald

Christian Fahr (in Vertretung von Lara Görtz-Mann)

Martin Lichtblau 

Jakob Rimkus

Fachwerk
Teresa Plauk

Denis Basaritsch

David Kreitschmann (in Vertretung v. Klara Saary)

Julian Haas

Christian Annameier

Mohammad Al Rashed Abazid

Stephan Voeth

Felix Dörnfeld

Mohamed Ben Brahim

JUSOS
David Meier-Arendt

Sebastian Gabele 

SDS-Linke Liste
Lasse Stelzer (in Vertr. v. Nicolas Paul Schickert)

Firat Tolan

Studierende ohne Grenzen
Olga Barbatar (in Vertretung von Skander Zeghal) 

Rishabh Agarwal (ab 19:45)

Gäste
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Anlagen

Zu TOP 4: Finanzantrag Inter und Trans* Workshop
Antragssteller*in: Kai* Brust (DaQueerFem*/ dgti)

Antragstext:

Finanzierung eines Tagungshauses für 24 Pers.

Verein Mühle Regenbogen e.V.

Odenwaldstraße 256, 64372

Ober-Ramstadt

für ein Workshopwochenende (Self-Care/ Empowerment) für

Inter und Trans*personen vom 22.-25.12.2016

Gesamtbetrag: 1512€

---

X-Mas – Trans*Empowerment, Selfcare Weihnachts-Workshop-Wochenende 
(22.-25.12.2016)
Das Wochenende soll Inter- und Trans*personen die Möglichkeit geben, sich den alle

Jahre  wieder  auftauchenden  Diskriminierungen  in  der  Weihnachtszeit  zu  entziehen

(Unverständnis in der Familie, tagelanges Misgendering/Misnaming/Alleine sein usw.).

Workshops wie „Trans*körperbilder“ oder „Selbstverteidigung und Selbstbehauptung“

sollen, neben gemeinsamem Essen (vegan und selbstorganisiert/gemeinsam gekocht)

und  Peer*gesprächen  einen  sicherem  Rahmen  bieten  für  ein  Wochenende  der

Reflektion  von  täglich  erlebten  cissexistischen  Strukturen  und  zur  gemeinsamen

Verarbeitung von Diskriminierungserfahrungen.

Veranstaltungsort: Mühle Regenbogen, Odenwaldstraße 256, 64372 Ober-Ramstadt

Orga: Kai* Brust

Das Treffen konzipierte sich im Rahmen der AG trans*emanzipatorische 
Hochschulpolitik

Sache Kosten ppp/Tag Kosten ges 
ppp/Wochenende

Tagungshaus 14,50 58€/////1392€ (bei 24 
pers.)

Heizkosten 30€ (1x pro Tag 
gesamt)

120€

Verpflegung und 
Gtränke

/ 500€

Fahrtkosten / c. 300€ (die meisten 
zahlen selbst)

Gesamtkosten (bei Höchstbelegung) ca.:  2312€
Das Ziel ist, dass Interessierte an der Veranstaltung,  ohne dafür viel Geld auszugeben, 
teilnehmen können. Teilnehmende können einen Solibeitrag zahlen.

Protokoll Studierendenparlament TU Darmstadt, 15. Dezember 2016 8



Zu TOP 5: Finanzantrag für Strategiewochenende der 
Fachschaft FB1

Antragssteller*in: Fachschaft und Freunde 2007 e.V.

Antragstext:

Strategiewochenende der Fachschaft Rechts- und Wirtschaftswissenschaften vom 
20.01. - 22.01.2017 im Albert-Schweitzer-Haus, 64678 Lindenfels

- Vollpension für 2 Übernachtungen mit 36 Personen:        36P*2Tage*28€   = 2016€
- Reinigungskosten für 36 Personen: 6€  *36P = 216€
- Snacks für 36 Personen: 36P*3 Tage*3€   = 324€
- Transporter mit AstA-Konditionen: 3Tage*39€   + 90km*0,35 €  /km = 117,35€

Gesamtbetrag: 2673,35€

Zu TOP 9: Haushalt der Studierendenschaft der TU 
Darmstadt 2017, 2. Lesung und Beschlussfassung
Der angehängte Haushalt wurde mit folgender Änderung angenommen:

Der Deckungsring bei Personalkosten soll aufgespalten werden in 
Aufwandsentschädigungen (2.1, 2.5, 2.6) und den restlichen Bestandteilen des 
Deckungsrings. Dazu könnte ein neuer Ausgabenpunkt hinzugefügt werden (2.1,2.5,2.6 
werden in neu 3 verschoben). Zusätzlich soll der Betrag für Aufwandsentschädigungen 
(aktuell 2.1) auf 135. T€ erhöht werden.
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3. Nachtrag 2016 Haushalt 2017

1.1 Beiträge der Studierenden 6.887.310 7.148.389
1.1.1 10101 Studentische Selbstverwaltung 593.734 644.865 Siehe 1)

1.1.2 10102 Semesterticket * 6.108.356 6.341.387 Siehe 2)

1.1.3 10103 Kooperation mit dem Staatstheater * 25.815 26.321 Siehe 3)

1.1.4 10104 Härtefallbeiträge * 10.455 10.528 Siehe 4)

1.1.5 10106 Kooperation mit DB rent (Fahrradverleih)* 122.877 125.288 Siehe 5)

1.1.6 DB Rent Nachträgliche Erhebung 1,66 un 2,38 26.073 0

1.2 Kapitalertrag 10 10

1.3 Parktickets * 13.400 19440 Siehe 6)

1.4 Internat. Studierendenausweise 3.000 3.000

1.5 QSL Mittel * 196.452 254.220
1.5.1 10802 Ringvorlesung 14.010 20.000
1.5.2 10803 Autonome Tutorien 55.200 60.800
1.5.3 10804 Qualifizierung stud. Funktions- und Mandatsträger 9.600 22.244
1.5.4 10805 TUtor International 96.300 114.584
1.5.5 10806 DADS (Digitalisierungsprojekt) 21.342 20.592
1.5.6 10807 AStA IT - Storage 0 16.000

1.6 Fahrradwerkstatt 5.000 5.000

1.7 sonstige Erträge 1.000 2.000

SUMME Einnahmen 7.106.172 7.432.059

2 Personalkosten ° 295.500 317.100
2.1 20101 Aufwandsentschädigungen AStA 120.000 131.000 Siehe 7)

2.2 20102 Löhne und Gehälter 140.000 150.000 Siehe 8)

2.3 20103 Fort- und Weiterbildung 10.000 10.000 Siehe 9)

2.4 20103 Jobticket 1.200 1.800
2.5 20105 Aufwandsentschädigungen Fahrradwerkstatt 17.000 17.000 Siehe 10)

2.6 20106 Aufwandsentschädigungen Campusoffice 4.800 4.800 Siehe 11)

2.7 20107 Arbeitsschutz 2.500 2.500

3 Büro- und Geschäftskosten ° 44.700 52.400
3.1 20201 Buchführung/ Steuerberatung/ NK des Geldverkehrs 12.500 12.500

3.2 20202 Bürobedarf 4.000 7.000
3.3 20203 Miete Kopierer 2.500 0
3.4 20204 Reparaturen u. Anschaffungen 7.000 7.500
3.5 20205 Porto 700 700

3.6 20206 Telefon und Fax 1.500 1.500

3.7 20207 Sonstige Betriebskosten 1.500 3.200
3.8 20208 Technische Infrastruktur 9.000 14.000
3.9 20209 Anschaffungen/ Ausgaben Fahrradwerkstatt/ Projekte 4.000 4.000

3.10 20210 Versicherungen 1.500 1.500

3.11 20211 Wirtschaftsprüfung 500 500

4 Zuschüsse und Beiträge ° 14.050 15.050
4.1 20401 Verschiedene Zuschüsse und Beiträge 2.000 2.000

4.2 20402 Uni KiTa (Krabbelstube) 3.000 3.000 Siehe 12)

4.3 20403 Mitgliedschaftsbeitrag BdWi 550 550 Siehe 14)

4.4 20407 Studentischer Akkreditierungspool 1.000 1.000

4.5 20408 Verein für in Not geratene Studierende Darmstadt 5.000 5.000

4.6 20409 Druckkostenzuschuss Queerulant_in 1.500 1.500 Siehe 16)

4.7 20410 Druckkosten Campus Office 500 500

4.8 20411 vielbunt e.V. 500 500 Siehe 15)

4.9 20412 Mitgleidschaftsbeitrag FZS 0 1.000 Siehe 29)

Haushalt der Studierendenschaft der TU Darmstadt für das Haushaltsjahr 2017

Verwaltungshaushalt politisch

AUSGABEN

EINNAHMEN



5 Kampagnen und Aktionen 43.000 44.500
5.1 20501 Hochschulwahl ° 2.500 2.500 Siehe 17)

5.2 20502 Veranstaltungen, Aktionen und Freie Bildung AStA 18.500 18.500 Siehe 13)

5.3 20503 Veranstaltungen, Aktionen und Freie Bildung AStA-externer Antragsteller_innen 14.000 14.000 Siehe 13)

5.4 20504 Reisekosten 5.500 5.500

5.5 20507 CSD Darmstadt ° 2.500 2.500 Siehe 28)

5.6 20508 Gesellschaft macht Geschlecht - Aktionswochen ° 0 1.500

6 Kultur° 4.000 4.000 Siehe 18)

6.1 20601 Veranstaltungen 4.000 4.000

7 Information 10.500 12.500
7.1 20701 Informationsmedien 2.000 3.000 Siehe 20)

7.2 20702 Zeitung des AStA ° 4.000 4.000

7.3 20704 allgemeine Druck Medien° 1.000 2.000 Siehe 19)

7.4 20705 externe Designaufträge 3.500 3.500

8 Rechtshilfe ° 27.500 27.500
8.1 20801 feste Sprechstunde 14.000 14.000

8.2 20802 Beratung in Spezialfällen 7.000 7.000

8.3 20803 Gerichts- und Anwaltskosten 6.500 6.500

9 Fachschaften 40.000 40.000
9.1 20901 Fachschaften 30.000 30.000

9.2 20902 Ausrichtung von Bundesfachschaftentagungen ° 10.000 10.000 Siehe 21)

10 Hochschulgruppen 29.000 29.000
10.1 21001 Hochschulgruppen 25.000 25.000

10.2 21002 politische Listen: Politisierungs- und Informationsmaßnahmen 4.000 4.000 Siehe 27)

11 Parktickets * 13.400 19.440 Siehe 6)

12 Internationale Studierendenausweise 3.000 3.000

13 Kooperation Staatstheater * 25.815 26.321

14 Semesterticket * 6.241.688 6.477.203
14.1 21301 Zahlung an RMV 6.033.356 6.266.387
14.2 21302 Semesterticketrückerstattung 75.000 75.000 Siehe 22)

14.3 21303 Härtefallerstattungen 10.455 10.528
14.4 21304 Kooperation mit DB rent (Fahrradverleih) 122.877 125.288

15 QSL Mittel * 196.452 254.220
15.1 21603 Autonome Tutorien 55.200 60.800
15.2 21604 Qualifizierung stud. Funktions- und Mandatsträgerinnen 9.600 22.244
15.3 21602 Ringvorlesung 14.010 20.000
15.4 21605 TUtor International 96.300 114.584
15.5 21607 DADS (Digitalisierungsprojekt) 21.342 20.592
15.6 21608 AStA IT - Storage 0 16.000

SUMME Ausgaben 6.988.605 7.322.234

Summe Einnahmen 7.106.172 7.432.059

Summe Ausgaben 6.988.605 7.322.234

Bilanz Verwaltungshaushalt politisch 117.567 109.825

Schlosskeller (10553)

SUMME EINNAHMEN 430.000 492.000
Abendkasse 98.000 110.000

Warenerlöse 330.000 380.000

Sonstige Einnahmen 2.000 2.000

SUMME AUSGABEN 429.000 483.000
Wareneinsatz 110.000 128.000

Gagen und Spesen Künstler_innen 48.000 56.000

Personalkosten 195.000 225.000

Raumkosten 9.000 10.000

Verwaltungshaushalt gewerblich



Versicherungen und Beiträge 6.000 6.000

KFZ-, Werbe- und Reisekosten 10.000 12.000

Investitionen, Lager Technik 18.000 12.000

Reparaturen und Anschaffungen 13.000 10.000

Buchführung und Jahresabschluss 4.000 4.000

Sonstige betriebliche Aufwendungen 16.000 20.000

SUMME Einnahmen 430.000 492.000

SUMME Ausgaben 429.000 483.000

Bilanz Schlosskeller 1.000 9.000

Schlossgarten (10553)

SUMME EINNAHMEN 193.000 225.000
Warenerlöse 190.000 220.000

Sonstige Einahmen 3.000 5.000

SUMME AUSGABEN 182.000 212.000
Wareneinsatz 71.000 78.000

Gagen und Spesen Künstler_innen 1.000 2.000

Personalkosten 93.000 110.000

Raumkosten 4.000 5.500

Versicherungen und Beiträge 2.000 2.000

KFZ-, Werbe- und Reisekosten 2.000 2.000

Investitionen 1.000 2.000

Reparaturen und Anschaffungen 2.000 2.000

Buchführung und Jahresabschluss 2.000 2.000

Sonstige betriebliche Aufwendungen 4.000 6.500

SUMME Einnahmen 193.000 225.000

SUMME Ausgben 182.000 212.000

Bilanz Schlossgarten 11.000 13.000

Siehe 23)

SUMME EINNAHMEN 54.148 16.288
Warenerlöse 52.148 14.288

Sonstige Einnahmen 2.000 2.000

SUMME AUSGABEN 82.492 24.613
Wareneinsatz 13.037 3.572

Personalkosten 56.408 16.761

Raumkosten 3.000 1.000

Versicherungen und Beiträge 680 250

KFZ-, Werbe- und Reisekosten 500 200

Reparaturen und Anschaffungen 1.000 500

Buchführung und Jahresabschluss 3.867 1.130

Sonstige betriebliche Aufwendungen 4.000 1.200

SUMME Einnahmen 54.148 16.288

SUMME Ausgaben 82.492 24.613

Bilanz 60,3 Cafebetrieb -28.344 -8.325

603qm Planung neuer Betrieb (10554) Siehe 24)

SUMME EINNAHMEN 0 0
0 0

SUMME AUSGABEN 66.878 10.756
Personalkosten 36.878 10.756

Raumkosten 0 0

Versicherungen und Beiträge 0 0

KFZ-, Werbe- und Reisekosten 0 0

Investitionen 30.000 0

Sonstige betriebliche Aufwendungen 0 0

SUMME Einnahmen 0 0

SUMME Ausgaben 66.878 10.756

Bilanz 603qm Planung neuer Betrieb -66.878 -10.756

Siehe 25)

SUMME EINNAHMEN 0 90.522
Warenerlöse 88.522

Sonstige Einnahmen 2.000

60,3qm Cafebetrieb (10554)

603qm Cafebetrieb (10554)



SUMME AUSGABEN 0 135.242
Wareneinsatz 22.138

Personalkosten 45.826

Raumkosten 6.667

Versicherungen und Beiträge 1.255

KFZ-, Werbe- und Reisekosten 500

Investition 1.000

Investition - Wiedereröffnung 50.000

Reparaturen und Anschaffungen 3.000

Buchführung und Jahresabschluss 2.856

Sonstige betriebliche Aufwendungen 2.000

SUMME Einnahmen 0 90.522

SUMME Ausgaben 0 135.242

BILANZ 603qm Cafebetrieb 0 -44.720

603qm Veranstaltungsbetrieb (10554) Siehe 26)

SUMME EINNAHMEN 0 375.089
Veranstaltungen 355.089

Sponsoring 15.000

Förderung 5.000

SUMME AUSGABEN 0 560.770
Wareneinsatz 70.328

Personalkosten 225.442

Raumkosten 40.000

Versicherungen und Beiträge 10.000

KFZ-, Werbe- und Reisekosten 1.000

Investition 2.000

Investition - Wiedereröffnung 170.000

Reparaturen und Anschaffungen 10.000

Buchführung und Jahresabschluss 3.000

Sonstige betriebliche Aufwendungen 29.000

SUMME Einnahmen 0 375.089

SUMME Ausgaben 0 560.770

BILANZ 603qm Veranstaltungsbetrieb 0 -185.681

Papierladen (10551)

SUMME EINNAHMEN 98.000 98.000
Warenerlöse Papierladen 98.000 98.000

SUMME AUSGABEN 99.735 99.735
Wareneinsatz 60.000 60.000

Personalkosten 29.500 29.500

Anteil Kosten Steuerbüro 6.500 6.500

Werbekosten 215 215

Raumkosten 400 400

Versicherungen 820 820

Verschiedene betriebliche Kosten 2.300 2.300

SUMME Einnahmen 98.000 98.000

SUMME Ausgaben 99.735 99.735

BILANZ Papierladen -1.735 -1.735

Schlosskeller 1.000 9.000

Schlossgarten 11.000 13.000

60,3qm Cafebetrieb -28.344 -8.325

603qm Planung neuer Betrieb -66.878 -10.756

603qm Cafebetrieb 0 -44.720

603qm Veranstaltungsbetrieb 0 -185.681

Papierladen -1.735 -1.735

Bilanz Verwaltungshaushalt gewerblich -84.957 -229.217

Verwaltungshaushalt politisch 117.567 109.825

Verwaltungshaushalt gewerblich -84.957 -229.217

BILANZ Verwaltungshaushalte 32.610 -119.393

 

SUMME EINNAHEN 0 149.393
Zuführung aus dem Vermögenshaushalt 0 149.393

Vermögenshaushalt



SUMME AUSGABEN 32.610 30.000
Erhöhung der Rücklagen nach §42 b (3) 32.610 30.000

SUMME Einnahmen 0 149.393

SUMME Ausgaben 32.610 30.000

BILANZ Vermögenshaushalt -32.610 119.393

Gesamtbilanz Verwaltungshaushalt 32.610 -119.393

Gesamtbilanz Vermögenshaushalt (Rücklagen) -32.610 119.393

SUMME 0 0

Gesamtbilanz AStA Haushaltsjahr 2017



Anmerkungen 
Zum Haushaltsplan 2017 

 
 
Berechnungsgrundlage: 26321 Studierende 
Mittelwert von WiSe 2016/2016 (27086) und SoSe 2016 (25556)  

 

Anmerkungen: 
1. Beitrag WS16/17: 11,50€ (geht zur Hälfte ein)�

Beitrag SS17: 12,50€��
Beitrag WS17/18: 12,50€ (geht zur Hälfte ein) 

2. Beitrag RMV-Ticket WS16/17: 118,88€ (geht zur Hälfte ein)� 
  Beitrag RMV-Ticket SS17: 120,99€ 
  Beitrag RMV-Ticket WS17/18: 120,99€ (geht zur Hälfte ein) 

3. Beitrag Staatstheater: 0,50€ pro Semester 
4. Härtefallbeitrag: 0,20€ pro Semester 
5. Beitrag DB Rent WS16/17: 2,38 € (geht zur Hälfte ein) 

Beitrag DB Rent SS17: 2,38 € 
Beitrag DB Rent WS17/18: 2,38 € (geht zur Hälfte ein) 

6. Parktickets für den Campus Lichtwiese, die durch die Geschäftsstellen des AStA verkauft 
werden 

7. Aufwandsentschädigungen und Sozialbeiträge 
8. Löhne und Gehälter und Sozialbeiträge 
9. beinhaltet Fort- und Weiterbildungen für Angestellte und Referent*innen des AStA 
10. Die Fahrradwerkstatt wird als Selbsthilfewerkstatt ohne Verkauf betrieben, deshalb 

Verwaltung im politischen Haushalt.  
11. DGB Campusoffice bietet Arbeitsrechtsberatung von Studierenden für Studierende. 
12. http://www.unikita-darmstadt.de/ 
13. Betragsgrenze nach §20 Abs. 3 der Finanzordnung: 1.300€. Darüber hinausgehende 

Beträge müssen vom Studierendenparlament genehmigt werden 
14. http://www.bdwi.de/ 
15. http://www.vielbunt.org 
16. http://www.queerulantin.de/ 
17. Kosten der Hochschulwahl und die Wahlzeitung 
18. kulturelle Veranstaltungen und Förderungen 
19. Medien des AStA, die im offenen Raum ausgelegt sind 
20. Infoflyer (deutsch und englisch) 
21. Unterstützung bei der Ausrichtung von Bundesfachschaftentagungen ist zur Reduzierung 

von Werbung möglich 
22. Semesterticketrückerstattungen 
23. 60,3 Café, als eigenständige Wirtschaftseinheit 
24. Planung des neuen 603qm 
25. Cafébetrieb im neuen 603qm, geplante Eröffnung 2017 
26. Veranstaltungsbetrieb im neuen 603qm, geplante Eröffnung 2017 
27. StuPa Beschluss vom 19.11.2014 
28. Unterstützung und Aufwände für Teilnahme: CSD Darmstadt 2017 vielbunt.org,  

csd-darmstadt.de 
29. www.fzs.de (Freier Zusammenschluss von Student_innenschaften) 

 
 
* Für die markierten Haushaltstitel bzw. Titelgruppen besteht eine Zweckbindung zwischen 
Ein- und Ausgaben. 
° Gemäß §20 Abs.3 der Finanzordnung ist für die Haushaltstitel bzw. die Haushaltstitel dieser 
Titelgruppe die Betragsgrenze aufgehoben. 



Stellenplan	der	Studierendenschaft	der	TU	Darmstadt1	
Zum	Haushaltsplan	2017	

	

Name	der	Stelle	 Eingruppierung	
nach	TV-H	

Wochenstunden	 Haushaltstopf	

Lohnbuchhaltung	 E11	 25	 Löhne	und	
Gehälter	

IT	Administration	 E10	 25	 Löhne	und	
Gehälter	

Koordination	internationaler	
Studierender	

E13	 3	 Löhne	und	
Gehälter	

Bürokraft	 E8	 20	 Löhne	und	
Gehälter	

Bürokraft	 E8	 12	 Löhne	und	
Gehälter	

Bürokraft	 E8	 10	 Löhne	und	
Gehälter	

Bürokraft	 E8	 10	 Löhne	und	
Gehälter	

Projekt	Handicap	 -	 15	 Löhne	und	
Gehälter	

Rechtsberatung	–	feste	
Sprechstunde	

-	 2	 Feste	
Sprechstunde	

Leitung	Schlosskeller	und	
Schlossgarten	

-	 40	 Schlosskeller	

Leitung	603qm	 -	 35	 603qm	

Leitung	603qm	 -	 30	 603qm	

	

																																																													
	 1)	Der	Stellenplan	umfasst	die	Festanstellungen	in	Teilzeit	und	Vollzeit.	Nicht	erfasst	werden	die	
berufenen	Referate	des	AStA,	Angestellte	in	den	Gewerben,	die	kurzfristig,	geringfügig	oder	als	
Werksstudierende	beschäftigt	sind,	sowie	über	QSL-Mittel	finanzierte	Stellen.	
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Zu TOP 10: Vierter Nachtragshaushalt der 
Studierendenschaft der TU Darmstadt 2016, 
Beschlussfassung
Antragssteller*in: AStA TU Darmstadt 

Das Studierendenparlament möge beschließen: 
Der Haushalt der Studierendenschaft der TU Darmstadt für das Haushaltsjahr 2016 wird
gemäß der Vorlage (4. Nachtrag 2016 mit Anlagen) angepasst.

Begründung: 
Der politische Verwaltungshaushalt der Studierendenschaft für das laufende 
Geschäftsjahr wird gemäß der Vorlage wie folgt geändert:

(Pos., Kst., Titel, Änderung) AUSGABEN 

3.7 20207 Sonstige Betriebskosten auf 2,5T€ anheben (+ 1.000 €)
3.9 20209 Anschaffungen/Ausgaben FW auf 4,5 T€ anheben (+ 500 €)
7.4 20705 externe Designaufträge auf 0 € absenken (-3.500€)
9.1 20901 Fachschaften auf 32 T€ erhöhen (+ 2.000€)

Zu 3.7) Der angemietete Raum für das DADS Projekt kann nicht wie gedacht über das 
QSL Projekt abgerechnet werden, daher werden die Sonstigen Betriebskosten um die 
dafür gezahlte Höhe erhöht. 

Zu 3.9) In diesem Jahr musste mehr als erwartet angeschafft werden.

Zu 7.4) In diesem Jahr war ein Referent des AStA hierfür zuständig, weswegen diese 
Ausgabe eingespart werden konnte.

Zu 9.1) In diesem Jahr wurden sehr viele (internationale) Tagungen beantragt, weshalb 
das Budget leicht erhöht werden musste. 

Zu TOP 11: Neufassung der Satzung der 
Studierendenschaft der TU Darmstadt, 2. Lesung
Die Neufassung der Satzung wurde mit folgender Änderung angenommen:

zu §16: Der Satz "Diese Satzung geht in jedem Fall vor." soll erhalten bleiben.

Protokoll Studierendenparlament TU Darmstadt, 15. Dezember 2016 10
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Satzung vom 10.02.2016 (+ redaktionelle Änderungen) 
Änderungsanträge für das StuPa am 
16.11.2016 

neue Version Kommentar 

  Dokumentenverlauf -   

   Vom Studierendenparlament der Technischen Universität Darmstadt am 9. Februar 2010 
beschlossen und am 10. Februar 2010 veröffentlicht. 
Am 15.04.2010 vom Präsidium der TU Darmstadt bis zum 31. Dezember 2014 befristet ge-
nehmigt. 
Geändert vom Studierendenparlament der TU Darmstadt am 30. September 2010, geneh-
migt am 5. Januar 2011, veröffentlicht am 31. Januar 2011. 
Geändert vom Studierendenparlament der TU Darmstadt am 05. September 2013, 13. Au-
gust 2013, am 19. November 2014, 10. Dezember 2015 und 19. Januar 2016. 
Vom Studierendenparlament der Technischen Universität Darmstadt am 10.02.2016 be-
schlossen. 

 
Vom Studierendenparlament der Technischen Universität Darmstadt am 9. 
Februar 2010 beschlossen und am 10. Februar 2010 veröffentlicht. 
Geändert vom Studierendenparlament der TU Darmstadt am 30. September 
2010, 05. September 2013, 13. August 2013, am 19. November 2014, 10. De-
zember 2015, 19. Januar 2016, 10. Februar 2016 und 15. Dezember 2016. 
In dieser Fassung am XX. XXXXX XXXX vom Präsidium der TU Darmstadt ge-
nehmigt. 

 Informationen sollten 
eindeutiger aufgelistet 
sein. 

  Präambel -   

  
 

Die Studierendenschaft der Technischen Universität Darmstadt gibt sich im Willen einen 
gemeinsamen Lebens- und Lernraum für selbstbestimmtes Studieren zu schaffen, im Be-
streben Demokratie und studentische Mitbestimmung an der Universität zu fördern und zu 
fordern, folgende Satzung: 

-     

   I. Die Studierendenschaft  -     

  § 1 Zusammensetzung und Rechtsstellung -   

   (1) Studierende im Sinne dieser Satzung sind alle immatrikulierten Studierenden der 
Technischen Universität Darmstadt. 

-     

    (2) Die Gesamtheit der Studierenden bildet die Studierendenschaft. -     

    (3) Die Studierendenschaft ist eine rechtsfähige Körperschaft des öffentlichen Rechtes 
und als solche Glied der Universität. 

 -     

  § 2 Rechte und Pflichten der Mitglieder    

   (1) Alle Studierenden haben das Recht, nach Maßgabe dieser Satzung in den Organen 
der Studierendenschaft mitzuwirken. 

-     

    (2) Alle Studierenden haben das aktive und unter Berücksichtigung des § 16 Abs. 1 Satz 4 
dieser Satzung das passive Wahlrecht. 

-     

    (3) Alle Studierenden haben das Recht, von den Organen der Studierendenschaft gehört 
zu werden und ihnen Anträge vorzulegen. 

-     

    (4) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben erhebt die Studierendenschaft von ihren Mitgliedern 
Beiträge. 

-     

  § 3 Aufgaben der Studierendenschaft    

   (1) Die Studierendenschaft verwaltet ihre Angelegenheiten im Rahmen der gesetzlichen 
Bestimmungen selbst. Sie wirkt nach Maßgabe der Gesetze an der Selbstverwaltung 
der Technischen Universität Darmstadt und bei der Ausbildungsförderung mit. 

-     

    (2) Die Studierendenschaft hat folgende Aufgaben: 

1. Die Vertretung der Gesamtheit ihrer Mitglieder im Rahmen ihrer gesetzlichen 
Befugnis. 

2. Die Wahrnehmung der hochschulpolitischen Belange ihrer Mitglieder. 

3. Die Wahrnehmung der wirtschaftlichen und sozialen Belange der Studierenden. Die 
Zuständigkeit des Studierendenwerkes (StuWe) oder anderer Träger*innen/bleibt 
unberührt. 

4. Die Pflege überregionaler und internationaler Studierendenbeziehungen. 

5. Die Förderung der politischen Bildung und des Verantwortungsbewusstseins von 
Studierenden für ihre Rolle als Staatsbürger*innen. Hierzu gehört auch die 
Förderung eines wissenschaftlich fundierten, kritischen Verständnisses der 
Studierenden von ihrer jetzigen und künftigen Tätigkeit und der Rolle von 
Wissenschaft und Technik in der Gesellschaft. 

6. Die Unterstützung kultureller und musischer Interessen der Studierenden 

7. Die Förderung des freiwilligen Studierendensports. Die Zuständigkeit der Universität 
bleibt unberührt. 

-    
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  § 4 Organe der Studierendenschaft -   

  
 

(1) Die Organe der Studierendenschaft sind: 

1. das Studierendenparlament (StuPa) 

2. der Allgemeine Studierendenausschuss (AStA) 

3. der Ältestenrat 

4. der Rechnungsprüfungsausschuss (RPA) 

Ergänze:  
5. die Fachschaftenkonferenz (FSK) 

 (1) Die Organe der Studierendenschaft sind: 

1. das Studierendenparlament (StuPa) 

2. der Allgemeine Studierendenausschuss (AStA) 

3. der Ältestenrat 

4. der Rechnungsprüfungsausschuss (RPA) 

5. die Fachschaftenkonferenz (FSK) 

 Die FSK agiert auf Hoch-
schulebene und befindet 
sich somit selbst nicht auf 
Fachschatsebene son-
dern auf Ebene der Stu-
dierendenschaft 

    (2) Studierendenparlament, Allgemeiner Studierendenausschuss, Ältestenrat und 
Rechnungsprüfungsausschuss tagen grundsätzlich öffentlich. Näheres regeln die 
Geschäftsordnungen. 

Streiche: Rechnungsprüfungsausschuss 
Ergänze: Fachschaftenkonferenz 
Ergänze: der Studierendenschaft 

 (2) Studierendenparlament, Allgemeiner Studierendenausschuss, Ältestenrat 
und Fachschaftenkonferenz tagen grundsätzlich öffentlich. Näheres regelt die 
Geschäftsordnung der Studierendenschaft, die weitere Geschäftsordnungen 
vorsehen kann. 

 Diskussionspunkt: Ggf. 
in Geschäftsordnung der 
Studierendenschaft 
umbenennen. 

   Ergänze: 
(3) (3)  Organe der Studierendenschaft sollen 
mindestens zur Hälfte (abgerundet) aus FIT*-
Personen1 bestehen. Bei Benennungen und 
der Aufstellung von Vorschlagslisten soll dies 
entsprechend beachtet werden. Abweichungen 
müssen bei Abgabe der Vorschläge begründet 
werden. Die Geschäftsordnung soll unterstüt-
zende Verfahren vorsehen. 
Fußnote 1: Frauen-, Inter-, Trans-, *-Personen  

(3)  Organe der Studierendenschaft sollen mindestens zur Hälfte (abgerundet) 

aus FIT*-Personen1 bestehen. Bei Benennungen und der Aufstellung von Vor-

schlagslisten soll dies entsprechend beachtet werden. Abweichungen müssen 

bei Abgabe der Vorschläge begründet werden. Die Geschäftsordnung soll un-

terstützende Verfahren vorsehen. 

Formulierung wurde nach 
der 1. Lesung angepasst 
 
Fußnote 1: Frauen-, 
Inter-, Trans-, *-Personen 

   § 5 Amtstragende der Studierendenschaft Ersetze: Amstragende  
Durch: Amtsträger*innen 

Amtsträger*innen der Studierendenschaft   

  (1) Amtsträgerinnen und Amtsträger der Studierendenschaft sind:  

1. Mitglieder der Organe der Studierendenschaft  

2. Referent*innen des Allgemeinen Studierendenausschusses 

Ersetze: Amtsträgerinnen und Amtsträger 
Durch: Amtsträger*innen 
Ergänze: Berufene 

(1) Amtsträger*innen der Studierendenschaft sind: 
1. Mitglieder der Organe der Studierendenschaft 
2. Berufene Referent*innen des Allgemeinen Studierendenausschusses 

 

    (2) Die Amtstragenden der Studierendenschaft und die vom Studierendenparlament 
beauftragten studentischen Vertreter*innen sind verpflichtet, ihre Aufgaben 
ordnungsgemäß zu erfüllen. Verstoßen sie gegen diese Satzung und die Ordnungen 
der Studierendenschaft, so haben sie sich auf Antrag vor dem Ältestenrat zu 
verantworten. 

Ersetze: Amstragende  
Durch: Amtsträger*innen 
Streiche: Verstoßen sie gegen diese Satzung 
und die Ordnungen der Studierendenschaft, so 
haben sie sich auf Antrag vor dem Ältestenrat 
zu verantworten. 

(2) Die Amtsträger*innen der Studierendenschaft und die vom Studierenden-
parlament beauftragten studentischen Vertreter*innen sind verpflichtet, ihre 
Aufgaben ordnungsgemäß zu erfüllen. 

Verschoben zum Punkt 
Ältestenrat 

    (3) Den Amtstragenden der Studierendenschaft kann nach Maßgabe der Finanzordnung 
ein Ersatz für solche Aufwendungen gewährt werden, die ihnen in Ausübung ihres 
Amtes entstehen. Die Mitglieder des Allgemeinen Studierendenausschusses haben 
nach Maßgabe der Finanzordnung Anspruch auf eine angemessene 
Aufwandsentschädigung für ihre Arbeit. Näheres regelt die Finanzordnung. 

Ersetze: Amstragende  
Durch: Amtsträger*innen 
Ersetze: kann  
Durch: haben 
Streiche: ein Ersatz für solche Aufwendungen 
gewährt werden, die ihnen in Ausübung ihres 
Amtes entstehen. Die Mitglieder des Allgemei-
nen Studierendenausschusses haben nach 
Maßgabe der Finanzordnung 
Streiche: angemessene 
Ersetze: ihre Arbeit 
Durch: ihr Engagement 
Streiche: Näheres regelt die Finanzordnung. 

(3) Die Amtsträger*innen der Studierendenschaft haben nach Maßgabe der Fi-
nanzordnung Anspruch auf eine Aufwandsentschädigung für ihr Engagement. 

Das Wort „angemessen“ 
wurde nach der 1. Le-
sung entfernt, da eine 
Aufwandsentschädigung 
von 0€ für manche Ämter 
(StuPa-Mitgliedschaft) 
vorgesehen bleiben soll, 
aber nicht als angemes-
sen bezeichnet werden 
soll 

   § 6 Vom Studierendenparlament beauftragte studentische Vertreter*innen Ersetze: Studierendenparlament 
Durch: Organen der Studierendenschaft 

 § 6 Von Organen der Studierendenschaft beauftragte studentische Ver-
treter*innen 

 Treffendere Bezeich-
nung 

  (1) Vom Studierendenparlament beauftragte studentische Vertreter*innen sind 
studentische Mitglieder des Verwaltungsrats des Studierendenwerkes, die Mitglieder 
des Wahl- und des Akteneinsichtsausschusses, sowie die Mitglieder des 
Härtefallausschusses. Die studentischen Vertreter*innen erstatten dem 
Studierendenparlament mindestens einmal pro Semester Bericht. 

-   

    (2) Für weitere Gremien und Beiräte, kann das Studierendenparlament studentische 
Vertreter*innen benennen. Von der Fachschaftenkonferenz benannte studentische 
Vertreter*innen werden im Studierendenparlament zur Kenntnis genommen. Näheres 
regelt die Geschäftsordnung.  

Ersetze den gesamten Absatz durch: (2) Für weitere Gremien und Beiräte, regelt die Geschäftsordnung Näheres. 
Benennungen durch andere Organe der Studierendenschaft sind dem Studie-
rendenparlament zur Kenntnis zu geben. 

 Ermöglicht größere Fle-
xibilität für die GO bei der 
Ausgestaltung wer ent-
senden soll 

   II. Studierendenparlament  -     

  § 7 Aufgaben -   
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   Das Studierendenparlament entscheidet über alle Angelegenheiten der Studierenden-

schaft, soweit diese Satzung nichts Anderes vorsieht, insbesondere über: 

1. Wahl und Abwahl der Mitglieder des Allgemeinen Studierendenausschusses, 
Entgegennahme und Diskussion ihres Rechenschaftsberichtes, sowie ihre 
Entlastung. 

2. Wahl von studentischen Vertreter*innen nach § 6 sowie deren Abwahl, soweit für 
diese nicht eine Amtszeit durch Gesetz oder eine andere Satzung zwingend 
festgelegt ist. 

3. Wahl der Mitglieder des Ältestenrates. 

4. Erlass, Änderung und Aufhebung von Ordnungen der Studierendenschaft 

5. Festsetzung der Höhe von Beiträgen für die Studierendenschaft 

6. Verabschiedung des Haushaltsplanes der Studierendenschaft. 

7. Beschluss einer Verfahrensordnung für die Urabstimmung. 

8. Beschluss einer Verfahrensordnung für die Vollversammlung. 

9. Wahl des Rechnungsprüfungsausschusses. 

10. Beschluss über den Antrag zur Auflösung des Studierendenparlaments. 

 -     

  § 8 Zusammensetzung und Amtszeit -   

   (1) Das Studierendenparlament setzt sich zusammen aus 31 Mitgliedern, die nach den 
Grundsätzen der Verhältniswahl in allgemeiner, freier, gleicher, unmittelbarer und 
geheimer Wahl für die Dauer eines Jahres gewählt werden. Die Wahlen erfolgen auf 
Hochschulebene, unabhängig von der Fachschaftsgliederung der Studierendenschaft. 

   

    (2) Die Amtszeit des Studierendenparlaments beginnt am 1. Oktober und endet am 30. 
September des folgenden Jahres. Die Amtszeit des Studierendenparlaments 
verlängert sich über diesen Zeitraum hinaus, wenn bis dahin kein neues 
Studierendenparlament gewählt worden ist; jedoch höchstens um ein halbes Jahr. 

 -     

    (3) Sofern nicht durch Auflösung des Studierendenparlaments vorgezogene Neuwahlen 
erforderlich werden, sind die Wahlen zum Studierendenparlament gleichzeitig mit den 
Wahlen der Gremien der akademischen Selbstverwaltung der Technischen Universität 
Darmstadt durchzuführen. 

 -     

  § 9 Präsidium -   

   (1) Das Studierendenparlament wählt in seiner ersten Sitzung aus seiner Mitte ein 
Präsidium, das aus zwei gleichberechtigten Präsident*innen und zwei 
Schriftführer*innen besteht. 

 -     

    (2) Das Präsidium ist für die ordnungsgemäße Durchführung der Arbeit des 
Studierendenparlaments verantwortlich. 

 -     

    (3) Präsident*innen werden einzeln in geheimer Wahl mit der Mehrheit der 
satzungsgemäßen Mitglieder des Studierendenparlaments gewählt. Kommt in zwei 
Wahlgängen die erforderliche Mehrheit nicht zustande, so ist im dritten Wahlgang 
gewählt, wer die Mehrheit der abgegebenen Stimmen erhält. 
Präsident*innen können nur einzeln mit der Mehrheit der satzungsgemäßen Mitglieder 
durch eine Neuwahl abgewählt werden; die Schriftführer*innen werden mit der 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen gewählt oder abgewählt. 

Ändere Punktuation in Satz 3: 
abgewählt werden. Die Schriftführer*innen 
 

(3) Präsident*innen werden einzeln in geheimer Wahl mit der Mehrheit der sat-
zungsgemäßen Mitglieder des Studierendenparlaments gewählt. Kommt in 
zwei Wahlgängen die erforderliche Mehrheit nicht zustande, so ist im dritten 
Wahlgang gewählt, wer die Mehrheit der abgegebenen Stimmen erhält. 
Präsident*innen können nur einzeln mit der Mehrheit der satzungsgemäßen 
Mitglieder durch eine Neuwahl abgewählt werden. Die Schriftführer*innen wer-
den mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen gewählt oder abgewählt. 

 An später Stelle wird auf 
Satz 1 bis 3 verwiesen, 
daher könnte ein Semiko-
lon missverständlich sein. 
Ein Punkt bringt hier 
stattdessen Klarheit. 

  § 10 Einberufung und Beschlussfähigkeit -   

  
 

(1) Die Präsident*innen berufen das Studierendenparlament während der Vorlesungszeit 
mindestens einmal monatlich zu einer Sitzung ein. 

 -     

    (2) Weitere Sitzungen finden statt: 

1. auf Beschluss des Präsidiums 

2. auf Antrag von sieben Mitgliedern des Studierendenparlaments 

3. auf Antrag des Allgemeinen Studierendenausschusses 

Ersetze: finden statt 
Durch: berufen die Präsident*innen das Parla-
ment ein 

(2) Zu weiteren Sitzungen berufen die Präsident*innen das Parlament ein: 
1.   auf Beschluss des Präsidiums 
2.   auf Antrag von sieben Mitgliedern des Studierendenparlaments 
3.   auf Antrag des Allgemeinen Studierendenausschusses 

 Klarstellung, wer zur Sit-
zung einlädt. Fristen kön-
nen in der GO vorgese-
hen werden. 

    (3) Termin und Tagesordnung der Sitzung des Studierendenparlaments sind auf der 
Webpräsenz des Allgemeinen Studierendenausschusses spätestens eine Woche 
vorher bekannt zu geben. Die Parlamentarier*innen sind eine Woche vor der Sitzung 
per elektronischer Post einzuladen. Der Einladung ist eine Tagesordnung beizufügen. 
Zur konstituierenden Sitzung wird auf dem Postweg eingeladen. 

 -     

    (4) Das Studierendenparlament ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der 
satzungsgemäßen Mitglieder anwesend ist, und gemäß § 10 Abs. (3) ordnungsgemäß 
eingeladen worden ist. 

 -     
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    (5) Wahlen im Studierendenparlament bedürfen der Ankündigung in der Tagesordnung. 
Anträge auf Abwahl von Mitgliedern des Allgemeinen Studierendenausschusses, auf 
Abwahl des Studierendenparlamentspräsidiums sowie auf Auflösung des 
Studierendenparlaments können nur behandelt werden, wenn sie mit Begründung der 
Tagesordnung beigefügt und der Studierendenschaft gemäß § 10 Abs. (3) bekannt 
gemacht worden sind. 

 -     

  § 11 Beschlussfassung -   

   (1) Die Beschlussfassung erfolgt mit Mehrheit der abgegebenen Stimmen, soweit diese 
Satzung nichts anderes vorschreibt; bei Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt. 

 -     

    (2) Über die Sitzung des Studierendenparlaments ist ein Protokoll anzufertigen, das den 
Studierenden der TU Darmstadt zugänglich zu machen und in der nächsten Sitzung 
zur Abstimmung zu stellen ist. Genehmigte Protokolle und wesentliche Beschlüsse 
sind der Rechtsaufsicht der Studierendenschaft zuzustellen. Näheres regelt die 
Geschäftsordnung. 

Ergänze: innerhalb einer Woche 
Streiche: und in der nächsten Sitzung zur Ab-
stimmung zu stellen 
Streiche: Genehmigte Protokolle und wesentli-
che Beschlüsse sind der Rechtsaufsicht der 
Studierendenschaft zuzustellen 

(2) Über die Sitzung des Studierendenparlaments ist ein Protokoll anzufertigen, 
das den Studierenden der TU Darmstadt innerhalb einer Woche zugänglich zu 
machen ist. Näheres regelt die Geschäftsordnung. 

Die GO soll Einspruchs-
firsten vorsehen.  
Redaktionell Anmerkun-
gen vom Präsidium, In-
haltlich muss im StuPa 
diskutiert werden  

  § 12 Vorzeitiges Ausscheiden, Nachrücken und Vertretung -   

   (1) Ein Mitglied des Studierendenparlaments scheidet vorzeitig aus durch: 
1. Exmatrikulation  
2. Rücktritt, der dem Präsidium schriftlich mitzuteilen ist. 

 -     

    (2) Für das ausscheidende Mitglied rückt die Person des folgenden Listenplatzes 
derselben Wahlliste nach. Ist die Liste erschöpft, bleibt das Mandat unbesetzt. Eine 
Nachwahl findet nicht statt. 

 -     

    (3) Ist ein Mitglied des Studierendenparlaments an der Teilnahme der Sitzung verhindert, 
rückt die bei Sitzungsbeginn anwesende Person, die als nächste auf der Liste steht, 
nach. Das verhinderte Mitglied ist dafür verantwortlich, dass die vertretende Person 
die Einladung zur entsprechenden Sitzung erhält. 

 -     

  § 13 Akteneinsicht -   

   (1) Jedes Mitglied des Studierendenparlaments kann beantragen, dass in die Akten der 
Studierendenschaft Einsicht genommen wird. 

Wird zu: (2)    So rum besser verständ-
lich 

    (2) Das Studierendenparlament kann aus seiner Mitte nach den Grundsätzen der 
Verhältniswahl einen Akteneinsichtsauschuss wählen, in dem von jeder Fraktion 
mindestens ein*e Parlamentarier*in vertreten sein muss, sofern die entsprechende 
Fraktion dies wünscht. Der Akteneinsichtsausschuss setzt sich aus mindestens drei 
Mitgliedern zusammen; die Zahl der Mitglieder muss ungerade sein. 

Wird zu: (1)     

    (3) Die Einsichtnahme erfolgt durch den Akteneinsichtsausschuss. Ist ein solcher nicht 
gebildet, nimmt der Rechnungsprüfungsausschuss die Befugnisse des 
Akteneinsichtsauschusses wahr. Die Mitglieder des Ausschusses haben über alle 
ihnen hierbei zur Kenntnis gelangenden personenbezogenen Daten, die nicht zu 
Klärung der Angelegenheit erforderlich sind, Verschwiegenheit zu wahren. 

 -     

    (4) Der Akteneinsichtsausschuss bzw. im Falle von §13 Abs. 3 Satz 2 der 
Rechnungsprüfungsausschuss berichtet dem beantragenden 
Studierendenparlamentsmitglied oder dem Studierendenparlament insgesamt über 
das Ergebnis der Akteneinsicht. Soweit über personenbezogene Daten zu berichten 
ist, erfolgt der Bericht unter Abwägung des Informationsrechtes des 
Studierendenparlaments mit den Belangen des Datenschutzes. In besonders 
schwierigen Fällen soll die*der Datenschutzbeauftragte der Hochschule zu Rate 
gezogen werden. 

 -     

  § 14 Auflösung und Neuwahl -   

   (1) Das Studierendenparlament kann mit der Mehrheit seiner satzungsgemäßen 
Mitglieder seine Auflösung beschließen. In diesem Fall ist unverzüglich eine Neuwahl 
durchzuführen. 

 -     

    (2) Ist die Neuwahl innerhalb der ersten Hälfte der regulären Amtszeit abgeschlossen, so 
endet die Amtszeit des außerordentlich gewählten Studierendenparlaments am 
nächsten 30. September. Andernfalls endet sie am 30. September des 
darauffolgenden Jahres. 

 -     

  § 15 Wahl des Studierendenparlaments -   
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   Die Wahl wird als Urnenwahl durchgeführt. Briefwahl ist auf schriftlichen Antrag zulässig. 
Antragsformulare können über das Wahlamt bezogen werden. 

 -     

  § 16 Wahlausschuss der Studierendenschaft -   

   (1) Die Vorbereitung zur Durchführung der Wahl obliegt dem vom Studierendenparlament 
gewählten Wahlausschuss. Dem Wahlausschuss müssen mindestens drei 
Studierende angehören. Sie wählen aus ihrer Mitte eine*n Vorsitzende*n und eine 
Schriftführerin/einen Schriftführer. Wer dem Wahlausschuss angehört, darf nicht 
Vertrauensperson einer Liste sein und soll nicht Wahlkandidat*In sein. 

 
(1) Die Vorbereitung zur Durchführung der Wahl obliegt dem vom 

Studierendenparlament gewählten Wahlausschuss. Dem Wahlausschuss 
müssen mindestens drei Studierende angehören. Sie wählen aus ihrer 
Mitte eine*n Vorsitzende*n und eine*n Schriftführer*in. Wer dem 
Wahlausschuss angehört, darf nicht Vertrauensperson einer Liste sein und 
soll nicht Wahlkandidat*in sein. 

 Redaktionelle Änderung: 
gendern mit * 

    (2) Zu den Aufgaben des Wahlausschusses gehören insbesondere: 
1. Die Bestimmung des Termins im Einvernehmen mit der*dem Wahlleiter*in der 

Universität. Im Konfliktfall entscheidet der Wahlvorstand im Sinne der Wahlordnung 
der TU Darmstadt. 

2. Die Bestimmung der Wahllokale und deren Öffnungszeiten, des Termins der 
Offenlegung des Wählerinnenverzeichnisses, des Termins zur Einreichung der 
Vorschlagslisten. 

3. Die Prüfung, Zulassung und Veröffentlichung der Vorschlagslisten. 
4. Die Organisation und Überwachung der Wahlhandlung. 
5. Die Überwachung der Auszählung der Stimmen, die Feststellung des 

Wahlergebnisses und die Zuteilung der Mandate. 
6. Die Prüfung von Einsprüchen und Widersprüchen. 
7. Alle diese für die Wahl relevanten Termine und Beschlüsse sind mindestens sechs 

Wochen vor dem ersten Wahltag vom Wahlausschuss auf der Webpräsenz des 
Allgemeinen Studierendenausschusses und innerhalb der Universität als 
Wahlankündigung (Wahlbekanntmachung) zu veröffentlichen. 

8. Die Sitzungen des Wahlausschusses sind öffentlich. Die Sitzungstermine wie auch 
die Sitzungsniederschriften sind auf der Webpräsenz des Allgemeinen 
Studierendenausschusses zu veröffentlichen: die Sitzungstermine möglichst drei 
Tage vor, die Niederschriften möglichst spätestens drei Tage nach einer Sitzung. 

 
Soweit die Wahl zusammen mit den Hochschulwahlen durchgeführt wird, kann der Wahl-

ausschuss eine Angleichung der Verfahrensvorschriften (Fristen; Auslegung) an die Rege-

lungen der Wahlordnung der TU Darmstadt beschließen. Diese Satzung geht in jedem Fall 

vor. 

Ersetze in 7.: des Allgemeinen Studierenden-
ausschusses 
Durch: der Studierendenschaft 
Ergänze: für seine Amtszeit 
Ersetze: Diese Satzung geht in jedem Fall vor. 
Streiche: Das Studierendenparlament ist in 
Kenntnis zu setzen. 

(2) Zu den Aufgaben des Wahlausschusses gehören insbesondere: 
1. Die Bestimmung des Termins im Einvernehmen mit der*dem 

Wahlleiter*in der Universität. Im Konfliktfall entscheidet der Wahlvorstand 
im Sinne der Wahlordnung der TU Darmstadt. 

2. Die Bestimmung der Wahllokale und deren Öffnungszeiten, des Termins 
der Offenlegung des Wählerinnenverzeichnisses, des Termins zur 
Einreichung der Vorschlagslisten. 

3. Die Prüfung, Zulassung und Veröffentlichung der Vorschlagslisten. 
4. Die Organisation und Überwachung der Wahlhandlung. 
5. Die Überwachung der Auszählung der Stimmen, die Feststellung des 

Wahlergebnisses und die Zuteilung der Mandate. 
6. Die Prüfung von Einsprüchen und Widersprüchen. 
7. Alle diese für die Wahl relevanten Termine und Beschlüsse sind 

mindestens sechs Wochen vor dem ersten Wahltag vom Wahlausschuss 
auf der Webpräsenz der Studierendenschaft und innerhalb der 
Universität als Wahlankündigung (Wahlbekanntmachung) zu 
veröffentlichen. 

8. Die Sitzungen des Wahlausschusses sind öffentlich. Die Sitzungstermine 
wie auch die Sitzungsniederschriften sind auf der Webpräsenz der 
Studierendenschaft zu veröffentlichen: die Sitzungstermine möglichst 
drei Tage vor, die Niederschriften möglichst spätestens drei Tage nach 
einer Sitzung. 

Soweit die Wahl zusammen mit den Hochschulwahlen durchgeführt wird, kann 

der Wahlausschuss für seine Amtszeit eine Angleichung der Verfahrensvor-

schriften (Fristen; Auslegung) an die Regelungen der Wahlordnung der TU 

Darmstadt beschließen. Das Studierendenparlament ist in Kenntnis zu setzen.  

In den genannten Punk-
ten, für die eine Angelei-
chung erfolgen darf, soll 
von der Satzung abgewi-
chen werden können. 
Das Studierendenparla-
ment sollte hierüber infor-
miert werden. Solch eine 
Entscheidung soll immer 
nur für eine Amtszeit gel-
ten. 
 

 

  § 17 Wahlzeit -   

   (1) Die Wahl findet jedes Studienjahr statt und dauert mindestens drei aufeinander 
folgende, nicht vorlesungsfreie Tage. Als vorlesungsfreier Tag gilt auch der Samstag. 

 -     

    (2) Für die Durchführung der Wahl soll die Hilfe des Wahlamtes der TU Darmstadt in 
Anspruch genommen werden. 

-     

  § 18 Wahllokale -   

   (1) Es müssen in Wahllokalen vorhanden sein: 
1. drei Wahlhelfer*innen 
2. eine versiegelte Wahlurne 
3. eine Wahlkabine 
4. das Wähler*innenverzeichnis 
5. die Satzung (Wahlordnung) 

Ergänze: mindestens (1) Es müssen in Wahllokalen mindestens vorhanden sein: 
1. drei Wahlhelfer*innen 
2. eine versiegelte Wahlurne 
3. eine Wahlkabine 
4. das Wähler*innenverzeichnis 
5. die Satzung (Wahlordnung) 

  

    6. Die Wahllokale müssen an jedem Tag mindestens vier Stunden geöffnet sein. Soweit 
die Wahlen zusammen mit den Hochschulwahlen stattfinden, gilt für die 
Öffnungszeiten der Wahllokale die für die Hochschulwahlen getroffene Festlegung. 

 -     

  § 19 Ausübung des Wahlrechts -   

   Das Wahlrecht kann nur ausüben, wer in das Wähler*innenverzeichnis eingetragen ist. 
 

(1) Das Wahlrecht kann nur ausüben, wer in das Wähler*innenverzeichnis 
eingetragen ist. 

  

  § 20 Wähler*innenverzeichnis -   

   (1) Die*Der Wahlleiter*in der Technischen Universität Darmstadt erstellt das 
Wähler*innenverzeichnis, dieses kann auch elektronisch sein. In das Verzeichnis 
werden Studierende aufgenommen, die sich bis zum Ablauf der Nachfrist der 

 -     
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Rückmeldefrist für das Semester, in dem die Wahl stattfindet, zurückgemeldet haben. 
Dies betrifft auch Studierende in Kooperationsstudiengängen. 

    (2) Das Wähler*innenverzeichnis wird drei Wochen vor dem Wahltermin geschlossen. Es 
muss zuvor an mindestens fünf nicht vorlesungsfreien Arbeitstagen 
hochschulöffentlich zugänglich gewesen sein. Finden die Studierendenschaftswahlen 
zusammen mit den Hochschulwahlen statt, kann der Wahlausschuss im Benehmen 
mit dem Wahlamt den Stichtag für die Erstellung des Wähler*innenverzeichnis und 
dessen Abschluss ändern.   

 -     

    (3) Die Studierenden erhalten Ihre Wahlbenachrichtigung in der Regel in Verbindung mit 
ihrer Einschreibung oder Rückmeldung. 

 -     

    (4) Gegen die Zusammensetzung des Wähler*innenverzeichnisses kann bis zum Ablauf 
der Offenlegungsfrist von allen Studierenden Widerspruch eingelegt werden. Über den 
Widerspruch entscheidet der Wahlausschuss im Benehmen mit dem Wahlamt. 

 -     

    (5) Wird der Widerspruch zurückgewiesen, kann die*der Zurückgewiesene die 
Entscheidung des Verwaltungsgerichtes herbeiführen. 

 -     

  § 21 Wahlvorschläge -   

   (1) Wahlvorschläge müssen bis zum Ablauf der vom Wahlausschuss in der 
Wahlbekanntmachung genannten Frist, spätestens vier Wochen vor der Wahl, beim 
Wahlausschuss eingereicht werden. Ein Wahlvorschlag besteht aus einer Liste von 
Kandidat*innen mit festgelegter Reihenfolge, die sich unter einheitlichem Programm 
zur Wahl stellen, oder aus dem Vorschlag einer*s Einzelkandidat*in. 

 -     

    (2) Bei Einreichung müssen den Listen die vollständig ausgefüllten und unterschriebenen 
Einverständniserklärungen der Kandidat*innen beigefügt sein. Die Zusendung mittels 
Fax oder elektronisch kann zur Fristwahrung genutzt werden, in diesem Fall sind die 
Originale bis spätestens drei Arbeitstage nach Ende der Einreichungsfrist 
nachzureichen. Gleiches gilt für fehlende Einverständniserklärungen. 

 -     

    (3) Listen, die nicht bereits im Studierendenparlament vertreten waren, können nur dann 
zur Wahl zugelassen werden, wenn mindestens 50 Wahlberechtigte durch Unterschrift 
und Angabe von Vor- und Familienname, Geburtsjahr, Matrikelnummer und Fach- bzw. 
Studienbereich den Wahlvorschlag unterstützen. 

 -     

    (4) Die Listenbezeichnungen müssen so gewählt werden, dass eine Verwechslung mit 
anderen Listen ausgeschlossen ist. Im Streitfall entscheidet der Wahlausschuss. 

 -     

    (5) Listen können umbenannt werden, wenn dies nicht mehr als die Hälfte der 
Kandidaten*innen dieser Liste (der vorhergegangen Wahl) anfechten. 

 -     

    (6) Alle Studierenden können für jede Wahl nur auf einer Liste kandidieren und nur eine 
Liste unterstützen. Kandidat*innen dürfen nur die Liste unterstützen, auf der sie 
kandidieren. 

 -     

    (7) Der Wahlausschuss ist zur Überprüfung der Angaben verpflichtet.  -     

    (8) Für Vorschlagslisten, Unterstützungslisten und Einverständniserklärungen sind die 
Formulare des Wahlausschusses (Wahlamtes) zu verwenden. 

 -     

    (9) Die Vorschlagsliste muss von einer in der Liste enthaltenen Vertrauensperson 
unterzeichnet werden.  

Ergänze: Diese kann nicht gleichzeitig Mitglied 
des Wahlausschusses sein. 

(9) Die Vorschlagsliste muss von einer in der Liste enthaltenen Vertrauensper-

son unterzeichnet werden. Diese kann nicht gleichzeitig Mitglied des Wahlaus-

schusses sein. 

 Stringenz mit Bedingun-
gen für Wahlausschuss 

  § 22 Prüfung und Zulassung der Vorschlagslisten -   

   (1) Soweit die Wahlen zusammen mit den Hochschulwahlen stattfinden, vermerkt das 
Wahlamt auf jedem eingereichten Wahlvorschlag den Tag und bei Eingang am letzten 
Tag der Einreichungsfrist außerdem die Uhrzeit des Eingangs und prüft unverzüglich, 
ob der Wahlvorschlag vollständig ist und den Erfordernissen entspricht. Werden bei 
der Prüfung des Wahlvorschlages Mängel festgestellt, so ist die Vertrauensperson 
hierüber unverzüglich zu unterrichten. 

 -     

    (2) Nach Ablauf der Einreichungsfrist für Wahlvorschläge entscheidet der Wahlausschuss 
in der Regel innerhalb einer Woche über die Zulassung und die Reihenfolge der 
vorliegenden Wahlvorschläge. Er lässt sie zu, wenn sie ordnungsgemäß eingereicht 
worden sind. Falls die Vorschlagsliste Kandidat*innen enthält, die nicht im 
Wähler*innenverzeichnis enthalten sind, beantragen diese durch ihre unterschriebene 
Einverständniserklärung in das selbige nachträglich aufgenommen zu werden. 
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Kandidat*innen, die das passive Wahlrecht nicht ausüben dürfen oder nicht 
nachträglich in das Wähler*innenverzeichnis aufgenommen werden konnten, werden 
durch den Wahlausschuss von der Liste gestrichen.  

    (3) Weist der Wahlausschuss einen Wahlvorschlag zurück, so kann die Vertrauensperson 
der Liste hiergegen binnen zwei Arbeitstagen nach Bekanntgabe der Entscheidung 
Einspruch einlegen; über den Einspruch entscheidet der Wahlausschuss. Der 
Wahlausschuss kann dabei nachträglich eingegangene Unterlagen berücksichtigen 
oder Fristverlängerungen gewähren. 

 -     

    (4) Die zugelassenen Wahlvorschläge gibt der Wahlausschuss unverzüglich mindestens 
auf der Webpräsenz des Wahlamts oder der Webpräsenz des Allgemeinen 
Studierendenauschusses bekannt. Zwischen dem Tag der Veröffentlichung und dem 
ersten Wahltag müssen mindestens 12 Tage verstreichen. 

Ersetze: Webpräsenz des Allgemeinen Studie-
rendenauschusses 
Durch: Webpräsenz der Studierendenschaft 

(4) Die zugelassenen Wahlvorschläge gibt der Wahlausschuss unverzüglich 

mindestens auf der Webpräsenz des Wahlamts oder der Webpräsenz der Stu-

dierendenschaft bekannt. Zwischen dem Tag der Veröffentlichung und dem 

ersten Wahltag müssen mindestens 12 Tage verstreichen. 

 Keine De Facto Ände-
rung, nur anderes Word-
ing 

  § 23 Wahlhandlung    

   Zur Stimmzettelabgabe dürfen nur die vom Wahlausschuss vorbereiteten Stimmzettel ver-
wendet werden. Die Wahlberechtigung wird bei der Ausgabe der Stimmzettel anhand des 
Wähler*innenverzeichnisses, des Studierendenausweises und eines amtlichen Lichtbild-
ausweises überprüft. 

Ergänze: oder der Athene-Karte Zur Stimmzettelabgabe dürfen nur die vom Wahlausschuss vorbereiteten 
Stimmzettel verwendet werden. Die Wahlberechtigung wird bei der Ausgabe 
der Stimmzettel anhand des Wähler*innenverzeichnisses, des Studierenden-
ausweises und eines amtlichen Lichtbildausweises oder der Athene-Karte 
überprüft. 

Möglicherweise inkonsis-
tent mit der Wahlordnung 
der TUD 

  § 24 Briefwahl -   

   (1) Auf Antrag werden der/dem Wahlberechtigten rechtzeitig vor der Wahl die 
Briefwahlunterlagen zugesandt bzw. ausgehändigt. Die Briefwahlunterlagen bestehen 
aus: 

1. einem Wahlschein mit anhängender Erklärung zur Briefwahl 
2. einem Stimmzettel je Wahl 
3. einem Wahlumschlag (farbig) 
4. einem Wahlbriefumschlag (weiß) 

 - (1) Auf Antrag werden der*dem Wahlberechtigten rechtzeitig vor der Wahl die 
Briefwahlunterlagen zugesandt bzw. ausgehändigt. Die 
Briefwahlunterlagen bestehen aus: 

1. einem Wahlschein mit anhängender Erklärung zur Briefwahl 
2. einem Stimmzettel je Wahl 
3. einem Wahlumschlag (farbig) 
4. einem Wahlbriefumschlag (weiß) 

Redaktionelle Änderung: 
gendern mit * 

    (2) Wer per Briefwahl wählen will, muss dafür sorgen, dass der Wahlbriefumschlag bis 
zum Ablauf der vom Wahlausschuss festgesetzten Frist beim Wahlamt eingegangen 
ist. Später eintreffende Wahlbriefe gelten nicht als Stimmabgabe. 

 -     

    (3) Wer Briefwahl beantragt, erhält mit der Aushändigung/Versendung der 
Briefwahlunterlagen im Wählerinnen- und Wählerverzeichnis einen Sperrvermerk vor 
dem Namen. Nach Ablauf der Briefwahlfrist prüft der Wahlausschuss die 
eingegangenen Wahlbriefe. Rechtswirksame Stimmabgaben werden entsprechend der 
Wahlordnung der Technischen Universität Darmstadt im Wählerinnen- und 
Wählerverzeichnis vor Beginn der Urnenwahl registriert. Allen übrigen 
Wahlberechtigten ist die Teilnahme an der Urnenwahl möglich. 

 - (3) Wer Briefwahl beantragt, erhält mit der Aushändigung/Versendung der 
Briefwahlunterlagen im Wähler*innenverzeichnis einen Sperrvermerk vor dem 
Namen. Nach Ablauf der Briefwahlfrist prüft der Wahlausschuss die eingegan-
genen Wahlbriefe. Rechtswirksame Stimmabgaben werden entsprechend der 
Wahlordnung der Technischen Universität Darmstadt im Wähler*innenver-
zeichnis vor Beginn der Urnenwahl registriert. Allen übrigen Wahlberechtigten 
ist die Teilnahme an der Urnenwahl möglich. 

Redaktionelle Änderung: 
gendern mit * 

  § 25 Auszählung -   

   (1) Das Öffnen der Urnen und das Auszählen der Stimmen erfolgt im vorgesehen 
Auszählungsort unter Zulassung der Öffentlichkeit unmittelbar nach Schließung des 
Wahllokals am letzten Wahltag. Der Wahlausschuss stellt die Zahl der 
Wahlberechtigten nach dem Wähler*innenverzeichnis der Zahl der in den Urnen 
vorhandenen Stimmzettel zur Ermittlung der Wahlbeteiligung gegenüber. Danach 
werden die für die einzelnen Listen abgegebenen Stimmzettel gezählt. Bei Listenwahl 
erfolgt die Zuteilung der Mandate nach dem Sainte-Laguë-Verfahren durch den 
Wahlausschuss. Die Divisoren sind 0,7; 1,5; 2,5; …; 30,5. 
Bei Personenwahl werden die Mandate anhand der auf die Person vereinigten 
Stimmen vergeben. 

 -     

    (2) Das vorläufige Wahlergebnis ist in Form einer Niederschrift festzuhalten und der 
Studierendenschaft unverzüglich, spätestens fünf Werktage nach der Wahl, durch 
Veröffentlichung auf der der Webpräsenz des Wahlamts bekannt zu geben. 

 -     

    (3) Eine Vertrauensperson kann zwei Tage nach Bekanntgabe des vorläufigen 
Wahlergebnisses begründet eine Neuauszählung der Stimmen beim Wahlausschuss 
beantragen. 

 -     

  § 26 Wahlanfechtung -   

   Anfechtungen müssen spätestens zehn Werktage nach Bekanntgabe des endgültigen 
Wahlergebnisses schriftlich beim Ältestenrat eingereicht werden, der über die Gültigkeit 
der Wahl entscheidet. Er hat eine angefochtene Wahl für ungültig zu erklären, wenn er bei 

 -     
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verständiger Würdigung der Sachlage zu der Ansicht gelangt, dass bei genauer Beach-
tung der Wahlvorschriften ein anderes Wahlergebnis möglich gewesen wäre und/oder, 
wenn die Grundsätze einer allgemeinen, freien, gleichen, unmittelbaren und geheimen 
Wahl verletzt worden sind. 

  § 27 Ergänzung, Wiederholungswahl -   

   (1) Im Übrigen findet die Wahlordnung der TU Darmstadt in der jeweils gültigen Fassung 
Anwendung. 

 -     

    (2) Bei Ungültigkeit der Wahl findet eine Wiederholungswahl nach Abstimmung mit der 
Universität unverzüglich nach Beginn des folgenden Semesters, spätestens einen 
Monat nach Vorlesungsbeginn, statt. 

 -     

   III. Der Allgemeine Studierendenausschuss  -     

  § 28 Aufgaben -   

   (1) Der Allgemeine Studierendenausschuss führt die laufenden Geschäfte der 
Studierendenschaft in eigener Verantwortung. Er ist dabei an die Beschlüsse des 
Studierendenparlamentes und der Studierendenschaft und an den Haushaltsplan der 
Studierendenschaft gebunden. 

 -     

    (2) Der Allgemeine Studierendenausschuss verantwortet sich gegenüber dem 
Studierendenparlament für die Ausführung der Beschlüsse des 
Studierendenparlaments und der Studierendenschaft. 

Ergänze: seine Amtshandlungen, insbeson-
dere über 

(2) Der Allgemeine Studierendenausschuss verantwortet sich gegenüber dem 
Studierendenparlament für seine Amtshandlungen, insbesondere über die Aus-
führung der Beschlüsse des Studierendenparlaments und der Studierenden-
schaft. 

 Entspricht der aktuellen 
Praxis 

    (3) Der Allgemeinen Studierendenausschuss vertritt die Studierendenschaft 
außergerichtlich und gerichtlich. Rechtsgeschäftliche Erklärungen müssen von 
mindestens zwei Mitgliedern des Allgemeinen Studierendenausschusses 
gemeinschaftlich abgegeben werden. Erklärungen, durch die die Studierendenschaft 
verpflichtet werden soll, bedürfen der Schriftform. 

 -     

    (4) Der Allgemeine Studierendenausschuss trägt die Personalverantwortung der 
Studierendenschaft und ist gegenüber den Angestellten der Studierendenschaft 
weisungsbefugt, sofern die Finanzordnung nichts Weiteres regelt. 

Ersetze: weiteres 
Durch: anderes 

(4) Der Allgemeine Studierendenausschuss trägt die Personalverantwortung 
der Studierendenschaft und ist gegenüber den Angestellten der Studierenden-
schaft weisungsbefugt, sofern die Finanzordnung nichts Anderes regelt. 

 Redaktionell 

  § 29 Zusammensetzung und Wahl    

  
 

(1) Der Allgemeine Studierendenausschuss besteht aus mindestens drei Mitgliedern, von 
denen eines für das Finanzwesen zuständig ist. Die Aufgabenverteilung im 
Allgemeinen Studierendenausschuss wird vom Studierendenparlament festgelegt. 

Ergänze in Satz 1: mindestens 
Ergänze in Satz 2: Anzahl der Mitglieder und 
die 

(1) Der Allgemeine Studierendenausschuss besteht aus mindestens drei Mit-
gliedern, von denen mindestens eines für das Finanzwesen zuständig ist. Die 
Anzahl der Mitglieder und die Aufgabenverteilung im Allgemeinen Studieren-
denausschuss wird vom Studierendenparlament festgelegt. 

 Präzisierung, entspricht 
der Praxis 

    (2) Der Allgemeine Studierendenausschuss kann zur Durchführung seiner Aufgaben 
Referentinnen/Referenten berufen. 
Anzahl und Aufgabenbereiche der Referent*innen werden vom Allgemeinen 
Studierendenausschuss festgelegt. 

Ergänze: Diese sind dem Studierendenparla-
ment zur Kenntnis zu geben. 

(2) Der Allgemeine Studierendenausschuss kann zur Durchführung seiner Auf-
gaben Referent*innen berufen. Anzahl und Aufgabenbereiche der Referent*in-
nen werden vom Allgemeinen Studierendenausschuss festgelegt. Diese sind 
dem Studierendenparlament zur Kenntnis zu geben. 

Redaktionelle Änderung: 
gendern mit * 

    (3) Für die Wahl und Abwahl des Allgemeinen Studierendenausschusses gilt § 9 Abs. 3 
Sätze 1 bis 3 dieser Satzung entsprechend. 

Ersetze: gilt 
Durch: gelten gemäß 
 
Ersetze: Entsprechend 
Durch: die Reglungen zur Wahl von Präsi-
dent*innen des Studierendenparlaments ent-
sprechend.  

(3) Für die Wahl und Abwahl des Allgemeinen Studierendenausschusses gel-
ten gemäß § 9 Abs. 3 Sätze 1 bis 3 dieser Satzung die Reglungen zur Wahl 
von Präsident*innen des Studierendenparlaments entsprechend. 

 Präzisierung, entspricht 
der bisherigen Auslegung 

  § 30 Amtszeit    

   (1) Die Amtszeit der Mitglieder des Allgemeinen Studierendenausschusses beträgt im 
Regelfall ein Jahr. Sie beginnt mit der Annahme der Wahl und endet spätestens durch 
erfolgreiche Neuwahlen bei der Neukonstitution des Studierendenparlamentes. Finden 
keine Neuwahlen nach Ablauf eines Jahres statt, bleiben die Mitglieder bis zur 
Neuwahl im Amt. 

 -     

    (2) Die Amtszeit der Mitglieder des Allgemeinen Studierendenausschusses endet 
vorzeitig: 

1. durch Exmatrikulation 
2. durch Rücktritt, der dem Studierendenparlamentspräsidium schriftlich mitzuteilen ist 
3. durch Abwahl. 

 -     

    (3) Scheidet ein Mitglied des Allgemeinen Studierendenausschusses vorzeitig aus dem 
Amt, findet unverzüglich eine Nachwahl statt. 

 -     
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   IV. Ältestenrat        

  § 31 Aufgaben    

   (1) Der Ältestenrat entscheidet über die Gültigkeit angefochtener Urabstimmungen und 
Wahlen zum Studierendenparlament. 

 -     

    (2) Auf Antrag eine*r Student*in oder von Amts wegen entscheidet der Ältestenrat über die 
Rechtmäßigkeit von Beschlüssen der Organe der Studierendenschaft. 

 -     

    (3) Stellt der Ältestenrat die Rechtswidrigkeit eines Beschlusses fest, so ist dieser 
aufzuheben. Den Vollzug von Beschlüssen kann der Ältestenrat bis zur endgültigen 
Entscheidung aussetzen. 

Ergänze: Rechts-, Satzung- oder Ordnungs-
widrigkeit 

(3) Stellt der Ältestenrat die Rechts-, Satzung- oder Ordnungswidrigkeit eines 
Beschlusses fest, so ist dieser aufzuheben. Den Vollzug von Beschlüssen 
kann der Ältestenrat bis zur endgültigen Entscheidung aussetzen. 

  

    (4) Der Ältestenrat nimmt die Aufgaben nach § 5 Abs. 2 dieser Satzung wahr. Ersetze den gesamten Absatz durch: Auf 
Antrag befasst sich der Ältestenrat mit ver-
meintlichen Verstößen von Amtsträger*innen 
der Studierendenschaft gegen geltende Ge-
setze, Satzungen oder Ordnungen. Stellt der 
Ältestenrat solche Verstöße fest, ermahnt er 
die entsprechenden Amtsträger*innen. In wie-
derholten oder besonders schwerwiegenden 
Fällen kann der Ältestenrat Amtsträger*innen 
bis zur nächsten Sitzung des Studierendenpar-
laments vorübergehend von ihren Ämtern ent-
heben, das Studierendenparlament hat dann in 
seiner nächsten Sitzung über eine Abwahl der 
Betreffenden zu befinden. 

(4) Auf Antrag befasst sich der Ältestenrat mit vermeintlichen Verstößen von 
Amtsträger*innen der Studierendenschaft gegen geltende Gesetze, Satzungen 
oder Ordnungen. Stellt der Ältestenrat solche Verstöße fest, ermahnt er die 
entsprechenden Amtsträger*innen. In wiederholten oder besonders schwerwie-
genden Fällen werden die Betroffenen zu Anhörung eingeladen. Sieht der Äl-
testenrat daraufhin dringenden Handlungsdarf, kann er um Gefahren von der 
Studierendenschaft abzuwenden, mit einstimmigen Beschluss, Amtsträger*in-
nen bis zur nächsten Sitzung des Studierendenparlaments vorübergehend von 
ihren Ämtern suspendieren. Das Studierendenparlament hat dann in seiner 
nächsten Sitzung über eine Abwahl der Betreffenden zu befinden.  

Ermöglicht dem Ätesten-
rat im Ernstfall durchzu-
greifen, bisher mussten 
sich Amtsträger*innen le-
diglich „verantworten“ 
ohne dass irgendeine 
mögliche Folge definiert 
war. Diese neue Rege-
lung wird im Idealfall nie 
angewendet werden 
müssen. 

  § 32 Zusammensetzung und Amtszeit     

   (1) Der Ältestenrat besteht aus drei Student*innen/, die keinem anderen Organ der 
Studierendenschaft angehören dürfen; auch die Wahl von Vertreter*innen der 
Studierendenschaft ist unzulässig. 

 -     

    (2) Die Amtszeit der Mitglieder des Ältestenrates beginnt am 1. Januar und endet am 31. 
Dezember. Ist bis zum 1. Januar kein neuer Ältestenrat gewählt, verlängert sich die 
Amtszeit bis zur Neuwahl. 

 -     

    (3) Die Mitglieder des Ältestenrates werden vom Studierendenparlament nach den 
Grundsätzen der Verhältniswahl gewählt. 

 -     

    (4) Die Amtszeit eines Mitgliedes des Ältestenrates endet vorzeitig durch 
1. Exmatrikulation 
2. Rücktritt, der dem Studierendenparlamentspräsidium schriftlich mitzuteilen ist. 

Eine Abwahl durch das Studierendenparlament ist unzulässig. 

 -     

    (5) Scheidet ein Mitglied des Ältestenrates vorzeitig aus dem Amt, findet unverzüglich eine 
Nachwahl statt. 

 -     

  § 33 Entscheidung und Anfechtung    

   (1) Der Ältestenrat entscheidet mit der Mehrheit von mindestens zwei seiner Mitglieder.  -     

    (2) § 11 Abs. 2 dieser Satzung gilt entsprechend. Ersetze den gesamten Absatz durch: Die 
Beschlüsse sind zu dokumentieren und dem 
Studierendenparlament zur Kenntnis zu geben. 

(2) Die Beschlüsse sind zu dokumentieren und dem Studierendenparlament 
zur Kenntnis zu geben. 

 Einfachere Lösung als 
ein Paragraphenverweis 

    (3) Gegen Entscheidungen des Ältestenrates kann Rechtsaufsichtsbeschwerde bei der 
Universitätsleitung eingelegt werden. 

 -     

    (4) Der Ältestenrat tagt bei Bedarf. Er informiert über Termin, Ort und Inhalt 
seiner Sitzungen mindestens 24 Stunden vorher auf der Webpräsenz der Stu-
dierendenschaft, parallel dazu informiert er die Mitgliedes Studierendenparla-
ments per elektronsicher Post. 

Ordentliche Sitzungen 
sind bei solch wichtigen 
Beschlüssen angebracht 

   V. Fachschaften       

  § 34 Zusammensetzung    

   (1) Die Studierenden sind in Fachschaften gegliedert. Ersetze: Studierenden sind 
Durch: Studierendenschaft ist 
 

 Die Studierendenschaft ist in Fachschaften gegliedert.  redaktionell 

    (2) Eine Fachschaft besteht aus den studentischen Mitgliedern eines Fachbereichs oder 
Studienbereichs. 
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    (3) Das Studierendenparlament kann davon eine von Abs. 1 abweichende Zuordnung der 
Studierenden in Fachschaften mit der Mehrheit seiner satzungsgemäßen Mitglieder im 
Benehmen mit dem betroffenen Fachschaftsrat, und wenn das Wahlamt ein 
Wählerverzeichnis erstellen kann, beschließen. Eine Neugliederung der Fachschaften 
muss in zwei aufeinanderfolgenden Sitzungen des Studierendenparlaments behandelt 
werden. Alle bisherigen Mitglieder des Fachschaftsrates sollen eingeladen und 
angehört werden. Eine Neugliederung tritt mit den nächsten Wahlen in Kraft, 
frühestens jedoch sechs Monate nach Beschluss der Neugliederung. 

 -    Eventuell Anpassung der 
Zuordnung von Studie-
renden zu Fachschaften 

    (4) Das aktive und das passive Wahlrecht darf nur in einer Fachschaft ausgeübt werden. Streiche kompletten Absatz. 
  

  § 35 Aufgaben    

   Die Fachschaften sollen zur Förderung aller Studienangelegenheiten beitragen und in ih-
rem Bereich die Interessen ihrer Mitglieder selbstständig wahrnehmen und vertreten. 
Fachschaften sind nicht an Weisungen des Studierendenparlaments und anderer Organe 
der Studierendenschaft gebunden mit Ausnahme der vom Studierendenparlament zur Ver-
fügung gestellten Mittel. 

Ersetze in Satz 1: zur Förderung aller Studien-
angelegenheiten 
Durch: selbstständig der Förderung ihrer Stu-
dienangelegenheiten 
Ergänze in Satz 1: Aufgaben der Studieren-
denschaft in ihrem Bereich 
Ersetze in Satz 2: nicht an Weisungen des 
Studierendenparlaments und anderer Organe 
der Studierendenschaft gebunden mit Aus-
nahme der vom Studierendenparlament zur 
Verfügung gestellten Mittel 
Durch: an die geltenden Reglungen der Stu-
dierendenschaft durch Satzung und Ordnun-
gen gebunden, unterliegen jedoch keine direk-
ten Weisungen durch das Studierendenparla-
ment. 

Die Fachschaften sollen selbstständig der Förderung ihrer Studienangelegen-
heiten sowie zur Erledigung aller Aufgaben der Studierendenschaft in ihrem 
Bereich beitragen. Fachschaften sind an die geltenden Reglungen der Studie-
rendenschaft durch Satzung und Ordnungen gebunden, unterliegen jedoch kei-
nen direkten Weisungen durch das Studierendenparlament. 

Weiterfassung der Aufga-
ben von Fachschaften, 
da sie teilweise schon 
jetzt entsprechende Auf-
gaben warnehmen. 

  § 36 Finanzierung    

   Die Fachschaften verwalten ihre Angelegenheiten im Rahmen dieser Satzung. Das Studie-
rendenparlament ist verpflichtet, den Fachschaften im Rahmen des Haushaltsplanes eine 
ihren Aufgaben angemessene Finanzierung zu sichern. 
Die finanziellen Mittel, die das Studierendenparlament den Fachschaften zur Verfügung 
stellt, sind zweckgebunden. 

Ersetze: Fachschaft 
Durch: Fachschaftsrat 
Streiche Satz 1: Die Fachschaften verwalten 
ihre Angelegenheiten im Rahmen dieser Sat-
zung. 
Ersetze: Die finanziellen Mittel, die das Studie-
rendenparlament den Fachschaften zur Verfü-
gung stellt, sind zweckgebunden. 
Durch: Diese finanziellen Mittel werden vom 
AStA verwaltet, können aber nur auf An-trag 
von Fachschaftsräten oder der Fachschaften-
konferenz verausgabt wer-den. Näheres regelt 
die Finanzordnung. 

Das Studierendenparlament ist verpflichtet, den Fachschaften im Rahmen des 
Haushaltsplanes eine ihren Aufgaben angemessene Finanzierung zu sichern. 
Diese finanziellen Mittel werden vom AStA verwaltet, können aber nur auf An-
trag von Fachschaftsräten oder der Fachschaftenkonferenz verausgabt wer-
den. Näheres regelt die Finanzordnung. 
 

Schaffung einer Grund-
lage für die bestehende 
Praxis. 
Johanna Saary wünscht 
eine andere Formulie-
rung. 

  § 37 Organ der Fachschaft    

   (1) Der Fachschaftsrat ist das Organ der Fachschaft. Er vertritt die Interessen der 
Fachschaft inner- und außerhalb der Universität. Er tagt grundsätzlich öffentlich. Ein 
Ausschluss der Öffentlichkeit kann begründet stattfinden. 

 -     

    (2) Die Amtszeit des Fachschaftsrats beginnt am 1. Oktober und endet am 30. September 
des folgenden Jahres. 

 -     

    (3) Der Fachschaftsrat soll bei weitreichenden Neuigkeiten im Bereich Studium und Lehre 
eine Vollversammlung aller Studierenden einer Fachschaft einberufen. Jede 
Vollversammlung muss mindestens vier Vorlesungstage vorher angekündigt werden. 

 -     

    (4) Der Fachschaftsrat muss eine Vollversammlung durchführen, wenn mindestens 5% 
oder mindestens 50 Personen der Fachschaft dies per Unterstützungsunterschrift 
fordern. Hierzu wird ein Antrag mit Benennung der gewünschten Themen benötigt. Der 
Fachschaftsrat soll dem Antrag binnen 3 Wochen Folge leisten. Die Vollversammlung 
muss mindestens die von den Studierenden geforderten Themen behandeln.  

 -     

    (5) Die Beschlüsse des Fachschaftsrats erfolgen mit der Mehrheit seiner Mitglieder.  -     

    (6) Über die Sitzung des Fachschaftsrats ist ein Protokoll anzufertigen und an den 
Informationswänden der Fachschaft auszuhängen oder auf der Webpräsenz der 
Fachschaft zu veröffentlichen. Wenn keine Archivierung der Protokolle stattfindet, wird 

Ersetze: und an den Informationswänden der 
Fachschaft auszuhängen oder auf der 

(6) Über die Sitzung des Fachschaftsrats ist ein Protokoll anzufertigen, das auf 
der Webpräsenz der Studierendenschaft oder einer eigenen Webpräsenz der 

Das Internet ist inzwi-
schen zeitgemäßer als 
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ein Exemplar des Protokolls dem Allgemeinen Studierendenausschuss zugestellt. Das 
Protokoll muss mindestens Beschlüsse und andere Abstimmungsergebnisse und 
deren Gegenstand enthalten. Den Mitgliedern des Fachschaftsrats ist ebenfalls ein 
Protokoll zuzustellen. 

Durch: das auf der Webpräsenz der Studie-
rendenschaft oder einer eigenen 
Ergänze: und zu archivieren ist. 
Streiche: Den Mitgliedern des Fachschaftsrats 
ist ebenfalls ein Protokoll zuzustellen. 

Fachschaft zu veröffentlichen und zu archivieren ist. Das Protokoll muss min-
destens Beschlüsse und andere Abstimmungsergebnisse und deren Gegen-
stand enthalten. 

eine Informationswand 
und leichter zugänglich. 
Die Geschäftsordnung 
muss vorsehen, welche 
Punkte protokolliert wer-
den müssen/sollen. 

  § 38 Wahl des Fachschaftsrates    

   (1) Die Fachschaftsratswahlen werden zusammen mit den 
Studierendenparlamentswahlen durchgeführt. Das gilt nicht bei Wahlen, die durch eine 
vorzeitige Auflösung des Studierendenparlaments herbeigeführt wurden. 

 -     

    (2) Fachschaften mit bis zu 500 Mitgliedern wählen drei, Fachschaften mit 501 bis 1000 
Mitgliedern wählen fünf, Fachschaften mit 1001 bis 1500 Mitgliedern wählen sieben 
und Fachschaften mit mehr als 1500 Mitgliedern wählen neun 
Fachschaftsratsmitglieder. 

 -     

    (3) Für die Wahl des Fachschaftsrats gelten §§ 15 bis 27 mit Ausnahme des § 21 Abs. 3 
dieser Satzung entsprechend. Wird nur eine Liste eingereicht, findet Personenwahl 
statt, wobei jede Wählerin/jeder Wähler so viele Stimmen hat, wie 
Fachschaftsratsmitglieder zu wählen sind.  In besonderen Fällen (z.B. bei 
Ergänzungswahlen einer kleinen Fachschaft) kann der Wahlausschuss beschließen, 
dass abweichend von §15 ausschließlich als Briefwahl gewählt wird. 

  (3) Für die Wahl des Fachschaftsrats gelten §§ 15 bis 27 mit Ausnahme des § 
21 Abs. 3 dieser Satzung entsprechend. Wird nur eine Liste eingereicht, findet 
Personenwahl statt, wobei jede*r Wähler*in so viele Stimmen hat, wie Fach-
schaftsratsmitglieder zu wählen sind.  In besonderen Fällen (z.B. bei Ergän-
zungswahlen einer kleinen Fachschaft) kann der Wahlausschuss beschließen, 
dass abweichend von §15 ausschließlich als Briefwahl gewählt wird. 

Redaktionelle Änderung: 
gendern mit * 

    (4) Der Wahlausschuss für Studierendenparlamentswahlen soll mit dem für 
Fachschaftsratswahlen identisch sein. 

 -     

    (5) Listen, die nicht bereits in den Fachschaftsräten vertreten waren, können nur dann zur 
Wahl zugelassen werden, wenn mindestens fünf Wahlberechtigte durch Unterschrift 
und Angabe von Vor- und Familienname, Geburtsjahr, Matrikelnummer und Fach- bzw. 
Studienbereich den Wahlvorschlag unterstützen. 

 -     

    (6) Fordert ein*e Student*in die Briefwahlunterlagen für die Studierendenparlamentswahl 
an, so erhält sie*er gleichzeitig die Unterlagen zur Briefwahl für den Fachschaftsrat 

 -     

  § 39 Fachschaftenkonferenz    

   (1) Die Fachschaftenkonferenz berät insbesondere fachbereichsübergreifende 
Angelegenheiten des Studiums und nimmt zu ihnen Stellung. Die 
Fachschaftenkonferenz tagt in der Regel hochschulöffentlich. Die Teilnahme an 
Tagesordnungspunkten kann im begründeten Fall auf die Mitglieder der 
Studierendenschaft beschränkt werden. 

Streiche: Die Fachschaftenkonferenz tagt in 
der Regel hochschulöffentlich 

(1) Die Fachschaftenkonferenz berät insbesondere fachbereichsübergreifende 
Angelegenheiten des Studiums und nimmt zu ihnen Stellung. Die Teilnahme 
an Tagesordnungspunkten kann im begründeten Fall auf die Mitglieder der 
Studierendenschaft beschränkt werden. 

 Da die FSK vorne zu den 
Organen der Studieren-
denschaft hinzugefügt 
wurde, gilt die dortige Re-
gelung 

    (2) Die Fachschaftsräte entsenden je zwei Mitglieder aus ihrer Fachschaft in die 
Fachschaftenkonferenz. 

 -     

    (3) Über die Sitzung der Fachschaftenkonferenz ist ein Protokoll anzufertigen und an den 
Informationswänden der Fachschaftenkonferenz auszuhängen oder auf der 
Webpräsenz der Fachschaftenkonferenz zu veröffentlichen. Wenn keine Archivierung 
der Protokolle stattfindet, wird ein Exemplar des Protokolls dem Allgemeinen 
Studierendenausschuss zugestellt. Das Protokoll muss mindestens Beschlüsse und 
andere Abstimmungsergebnisse und deren Gegenstand enthalten. 

Streiche: an den Informationswänden der 
Fachschaftenkonferenz auszuhängen oder  
Ersetze: und an den Informationswänden der 
Fachschaft auszuhängen oder auf der Web-
präsenz der Fachschaftenkonferenz  
Durch: das auf der Webpräsenz der Studie-
rendenschaft  
Ergänze: und zu archivieren ist. 

(3) Über die Sitzung der Fachschaftenkonferenz ist ein Protokoll anzufertigen, 
das auf der Webpräsenz der Studierendenschaft zu veröffentlichen und zu ar-
chivieren ist. Das Protokoll muss mindestens Beschlüsse und andere Abstim-
mungsergebnisse und deren Gegenstand enthalten. 

Analog zu Fachschaften. 
Wenn die FSK Organ der 
Studierndenschaft ist, 
wird ihre Webpräsenz zu 
einem Teil der Webprä-
senz der Studierenden-
schaft. (Überführung 
wurde sowieso von FSK 
beschlossen) 

   VI. Finanzwesen       

  § 40 Beiträge    

   (1) Das Studierendenparlament setzt die Höhe der Beiträge für die Studierendenschaft 
fest. 

 -     

    (2) Der Beschluss über die Festsetzung ist an geeigneter Stelle, zumindest jedoch auf der 
Webpräsenz der Studierendenschaft, bekannt zu geben. 

 -     

    (3) §76 Abs. 4 Sätze 1 bis 3 des HHG finden keine Anwendung.  -     

  § 41 Rechnungsprüfung    

   (1) Das Studierendenparlament wählt aus seiner Mitte nach den Grundsätzen der 
Verhältniswahl einen Rechnungsprüfungsausschuss, in dem von jeder Fraktion 
mindestens eine Parlamentarierin/ein Parlamentarier vertreten sein muss, sofern die 

Ersetze: wählt 
Durch: bildet 

(1) Das Studierendenparlament bildet aus seiner Mitte einen Rechnungsprü-
fungsausschuss, in dem von jeder Fraktion ein*e Parlamentarier*in vertreten 
ist, sofern die Fraktion dies wünscht. 

Neues vereinfachtes Ver-
fahren für RPAs 
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Fraktion dies wünscht. Streiche: nach den Grundsätzen der Verhält-
niswahl 
Streiche: mindestens 

 Redaktionelle Änderung: 
gendern mit * 
 
 

    (2) Die Zahl der Mitglieder wird vor der Wahl des Rechnungsprüfungsausschusses vom 
Studierendenparlament beschlossen. Die Anzahl muss ungerade sein und darf nicht 
die Zahl der Fraktionen unterschreiten, die es wünschen im Ausschuss vertreten zu 
sein. 

Ersetze gesamten Absatz durch: Ist die so 
resultierende Anzahl der Mitglieder des Rech-
nungsprüfungsausschusses gerade, entsendet 
die größte Fraktion ein*e zusätzliche*n Parla-
mentarier*in. Gibt es mehrere größte Fraktio-
nen, ist die Zahl der erhaltenen Stimmen bei 
der Wahl des Studierendenparlaments aus-
schlaggebend. 

(2) Ist die so resultierende Anzahl der Mitglieder des Rechnungsprüfungsaus-
schusses gerade, entsendet die größte Fraktion ein*e zusätzliche*n Parlamen-
tarier*in. Gibt es mehrere größte Fraktionen, ist die Zahl der erhaltenen Stim-
men bei der Wahl des Studierendenparlaments ausschlaggebend. 

Lösung um auf eine un-
gerade Größe zu kom-
men 

    (3) Der Rechnungsprüfungsausschuss prüft die Rechnungen der Studierendenschaft. Er 
hat das Recht, Akten der Studierendenschaft einzusehen, soweit die Einsichtnahme 
zur Wahrnehmung seiner Aufgaben erforderlich ist. Auf seine Empfehlung hin nimmt 
das Studierendenparlament die Entlastung des Allgemeinen 
Studierendenausschusses vor. 

Ersetze: die Rechnungen der Studierenden-
schaft 
Durch: ob die Finanzen der Studierenden-
schaft ordnungsgemäß verwaltet wurden 

(3) Der Rechnungsprüfungsausschuss prüft, ob die Finanzen der Studieren-
denschaft ordnungsgemäß verwaltet wurden. Er hat das Recht, Akten der Stu-
dierendenschaft einzusehen, soweit die Einsichtnahme zur Wahrnehmung sei-
ner Aufgaben erforderlich ist. Auf seine Empfehlung hin nimmt das Studieren-
denparlament die Entlastung des Allgemeinen Studierendenausschusses vor. 

 Entspricht dem eigentli-
chen Zweck des RPA 

    (4) Er trifft sich mindestens einmal pro Haushaltsjahr.  -     

  § 42 a Haushaltsplan    

   (1) Das Haushaltsjahr beginnt am 1. Januar und endet am 31. Dezember.  -     

    (2) Der Allgemeine Studierendenausschuss legt dem Studierendenparlament jährlich vor 
Beginn des Haushaltsjahres den Entwurf eines Haushaltsplanes für das folgende 
Haushaltsjahr zum Beschluss vor und berichtet nach Ablauf des Haushaltsjahres über 
die Durchführung des Haushaltsplanes. Der Haushaltsplan muss alle zu erwartenden 
Einnahmen und Ausgaben enthalten und ist in Einnahmen und Ausgaben 
auszugleichen. 

 -     

    (3) Hinsichtlich der Ausführung des Haushaltsplanes, der Zahlungen und 
Rechnungslegung gelten die Grundsätze für die Verwaltung öffentlicher Mittel. 
Näheres regelt die Finanzordnung. Es wird das System der doppelten Buchführung 
angewendet. 

    
 

    (4) Auf der Grundlage der abgeschlossenen Bücher stellt die Finanzreferentin/der 
Finanzreferent des Allgemeinen Studierendenausschusses für jedes Jahr die 
Haushaltsrechnung und die Vermögensrechnung auf. Diese sind vor der 
Beschlussfassung des Studierendenparlaments über die Entlastung des Allgemeinen 
Studierendenausschusses von einem Rechnungsprüfungsausschuss des 
Studierendenparlaments zu prüfen. 

Ersetze: die Finanzreferentin/der Finanzrefe-
rent 
Durch: stellt ein mit dem Finanzwesen betrau-
tes Mitglied 

(4) Auf der Grundlage der abgeschlossenen Bücher stellt ein mit dem Finanz-
wesen betrautes Mitglied des Allgemeinen Studierendenausschusses für jedes 
Jahr die Haushaltsrechnung und die Vermögensrechnung auf. Diese sind vor 
der Beschlussfassung des Studierendenparlaments über die Entlastung des 
Allgemeinen Studierendenausschusses von einem Rechnungsprüfungsaus-
schuss des Studierendenparlaments zu prüfen. 

Redaktionelle Änderung 
um Formulierungen in der 
Satzung konsistent zu 
halten 

    (5) Ist bis zum Ende eines Haushaltsjahres ein Haushaltsplan für das folgende Jahr 
ausnahmsweise nicht beschlossen, sind bis zu einer Verabschiedung die Organe der 
Studierendenschaft ermächtigt, die Ausgaben zu leisten, die benötigt werden, um die 
Arbeit der Organe der Studierendenschaft zu gewährleisten, höchstens jedoch bis zu 
einem Zwölftel des Vorjahresplanes pro Monat, sowie die aufgrund bereits 
bestehender rechtlicher Verbindlichkeiten geleistet werden müssen. 

 -     

    (6) Die im Haushaltsplan vorgesehenen Ausgaben werden durch die Beiträge der 
Studierendenschaft gedeckt, soweit nicht andere Mittel zur Verfügung stehen. 

 -     

    (7) Die Finanzreferentin/Der Finanzreferent ist für die Kassenführung und die 
Vermögensverwaltung der Studierendenschaft verantwortlich. Die Verantwortung der 
übrigen Mitglieder des Allgemeinen Studierendenausschusses bleibt unberührt. 
Näheres regelt die Finanzordnung. 

Ersetze: Die Finanzreferentin/Der Finanzrefe-
rent 
Durch: Das mit dem Finanzwesen betraute 
Mitglied des Allgemeinen Studierendenaus-
schusses 

 (7) Das mit dem Finanzwesen betraute Mitglied des Allgemeinen Studieren-
denausschusses ist für die Kassenführung und die Vermögensverwaltung der 
Studierendenschaft verantwortlich. Die Verantwortung der übrigen Mitglieder 
des Allgemeinen Studierendenausschusses bleibt unberührt. Näheres regelt 
die Finanzordnung. 

Redaktionelle Änderung 
um Formulierungen in der 
Satzung konsistent zu 
halten 

  § 42 b Rücklagen    

   Zurück zum alten Paragraphen §42b (wie in Synopse linke Spalte) Ersetze gesamten Absatz durch: 
Die Studierendenschaft bildet Rücklagen in 
Höhe eines Mindestbetrages. 

(1) Die Studierendenschaft bildet Rücklagen in Höhe eines Mindestbetrages. Alternativvorschlag von 
Armin liegt vor und wird 
bis zur / mit der zweiten 
Lesung diskutiert 

   Ergänze: 
Der Mindestbetrag bestimmt sich nach dem 
höchsten der nachfolgenden Beträge: 

(2) Der Mindestbetrag bestimmt sich nach dem höchsten der nachfolgenden 
Beträge:  

1. Der Summe eines Viertels der jährlichen studentischen Beiträge zur 
Selbstverwaltung der Studierenden und Eins vom Hundert der zu 
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1. Der Summe eines Viertels der jährlichen 
studentischen Beiträge zur Selbstverwaltung 
der Studierenden und Eins vom Hundert der zu 
leistenden Zahlungen an den RMV. 
2. 20 vom Hundert der kumulierten Ausgaben 
der gewerblichen Referate aus dem letzten 
vorliegenden Jahresabschlusses. 
3. 20 vom Hundert der geplanten kumulierten 
Ausgaben der gewerblichen Referate für das 
jeweilige Haushaltsjahr. 

leistenden Zahlungen an den RMV.  
2. 20 vom Hundert der kumulierten Ausgaben der gewerblichen Referate 

aus dem letzten vorliegenden Jahresabschlusses.  
3. 20 vom Hundert der geplanten kumulierten Ausgaben der gewerblichen 

Referate für das jeweilige Haushaltsjahr. 
 

   Ergänze: 
Soweit keine Rücklagen in der nach Absatz 1 
und 2 bestimmten Höhe vorhanden sind, wer-
den mindestens 5 von Hundert der Beiträge 
zur Selbstverwaltung der Studierenden zur 
Rücklagenbildung verwandt. 

(3) Soweit keine Rücklagen in der nach Absatz 1 und 2 bestimmten Höhe 
vorhanden sind, werden mindestens 5 von Hundert der Beiträge zur 
Selbstverwaltung der Studierenden zur Rücklagenbildung verwandt. 

 

   Ergänze: 
Die Rücklagen sind in Form von liquiden Mit-
teln oder Finanzanlagen vorzuhalten. Sachgü-
ter und Lagerbestände sind nicht als Teil der 
Rücklagen zu betrachten. 

(4) Die Rücklagen sind in Form von liquiden Mitteln oder Finanzanlagen 
vorzuhalten. Sachgüter und Lagerbestände sind nicht als Teil der 
Rücklagen zu betrachten. 

 

   Ergänze: 
Sollte der letzte Jahresabschluss ein Minus 
beim Kapital der Studierendenschaft aufwei-
sen, wird für den Schuldenabbau ein Fünftel 
der studentischen Beiträge zur Selbstverwal-
tung der Studierendenschaft aufgewendet. 

(5) Sollte der letzte Jahresabschluss ein Minus beim Kapital der 
Studierendenschaft aufweisen, wird für den Schuldenabbau ein Fünftel der 
studentischen Beiträge zur Selbstverwaltung der Studierendenschaft 
aufgewendet. 

 

   VII. Die gewerblichen Referate       

  § 43 gewerbliche Referate    

   (1) Die Studierendenschaft betreibt gewerbliche Referate. Der Allgemeine 
Studierendenausschuss ist ihnen gegenüber weisungsbefugt. 

 -     

    (2) Die gewerblichen Referate der Studierendenschaft sollen sowohl studentische Kultur, 
politische Bildung und studentische Interessen fördern als auch Studierenden die 
Möglichkeit eröffnen sich kreativ zu entfalten. 

 -     

    (3) Näheres regeln bei Bedarf die durch das Studierendenparlament beschlossenen 
Ordnungen der gewerblichen Referate. 

 -     

   VIII. Satzungsänderung, Urabstimmung, Vollversammlung, Übergangsbestimmung, 
Inkrafttreten 

 
    

  § 44 Satzungsänderung    

   Das Studierendenparlament verabschiedet Satzungsänderungen mit einer Mehrheit von 
zwei Dritteln der anwesenden, mindestens mit der Mehrheit seiner satzungsgemäßen Mit-
glieder. 

 -     

  § 45 Urabstimmung    

   (1) Das Studierendenparlament kann in wichtigen Fragen, die die Studierendenschaft 
insgesamt sowie insbesondere die Erfüllung der Aufgaben nach § 3 dieser Satzung 
betreffen, die Durchführung einer Urabstimmung beschließen. Eine Urabstimmung 
muss ebenso durchgeführt werden, wenn dies von mindestens 5 % der Zahl der 
Mitglieder der Studierendenschaft gefordert wird. Die Urabstimmung hat drei Jahre 
lang bindenden Charakter, es sei denn, sie wird durch eine weitere Urabstimmung in 
dieser Frist revidiert. Der Text der Urabstimmung kann eine kürzere Frist vorsehen. 

 -     

    (2) Gegenstand einer Urabstimmung können nicht sein: 
• die Finanzordnung 
• der Haushaltsplan 
• die Satzung 
• die Beiträge 
• die Wahl von Amtsträgerinnen/-trägern der Studierendenschaft 
• die Entscheidungen des Ältestenrates 
• die Zuordnung der Studierenden in Fachschaften 

 -     
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    (3) Näheres regelt die Verfahrensordnung für Urabstimmungen. Ersetze: Regelt die 
Durch: kann eine […] regeln 

(3) Näheres kann eine Verfahrensordnung für Urabstimmungen regeln.  Derzeit gibt es keine 

  § 46 Informationspflichten des AStA und Vollversammlung    

   (1) Der Allgemeine Studierendenausschuss muss mindestens einmal pro Jahr eine 
Diskussionsveranstaltung durchführen. Dort soll über wichtige Probleme der 
Studierendenschaft gemäß § 3 dieser Satzung diskutiert werden. Zu dieser 
Veranstaltung soll universitätsweit eingeladen werden. Die Veranstaltung kann im 
Rahmen einer Vollversammlung stattfinden. 

 -     

    (2) Der Allgemeine Studierendenausschuss muss mindestens einmal pro Semester eine 
Infomail an alle Studierenden der TU Darmstadt senden. Diese soll über die 
wichtigsten die Studierendenschaft betreffenden Themen informieren. 

 -     

    (3) Der AStA muss eine Vollversammlung durchführen, wenn 
a. 100 Studierende per Unterstützungsunterschrift dies fordern oder 
b. 7 Mitglieder des Studierendenparlaments dies fordern. 
Hierzu wird ein Antrag mit Benennung der gewünschten Themen benötigt. Der AStA 
soll dem Antrag binnen 3 Wochen Folge leisten. Die Vollversammlung muss 
mindestens die von den Studierenden geforderten Themen behandeln. Von jedem 
Studierenden oder Mitglied des Studierendenparlaments kann nur ein Antrag pro 
Semester unterstützt 
werden. 

 -     

    (4) Die Vollversammlung kann Anträge beschließen, mit denen sich das 
Studierendenparlament zu befassen hat. 

 -     

    (5) Näheres regelt die Verfahrensordnung für Vollversammlungen und 
Diskussionsveranstaltungen. 

Ersetze: Regelt die 
Durch: kann eine […] regeln 

(5) Näheres kann eine Verfahrensordnung für Vollversammlungen und Diskus-
sionsveranstaltungen regeln. 

 Derzeit gibt es keine 

  § 47 Übergangsbestimmungen    

  
 

(1) Die am Tage des Inkrafttretens dieser Satzung amtierenden Mitglieder der Organe der 
Studierendenschaft bleiben bis zur Neuwahl nach dieser Satzung im Amt. 

 -     

    (2) Beschlüsse eines Organs der Studierendenschaft, die vor Inkrafttreten dieser Satzung 
gefasst worden sind und dieser Satzung widersprechen, sind mit Inkrafttreten dieser 
Satzung aufgehoben oder entsprechend zu ändern. Näheres regelt das 
Studierendenparlament durch Beschluss. 

 -     

  § 48 Inkrafttreten    

   Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. Bis zum Erlass einer Sat-
zung nach § 31 Abs. 4 HHG erfolgt die Veröffentlichung durch Aushang und in der Web-
Präsenz der Studierendenschaft. Die Satzung vom 19. November 2014 ist damit aufgeho-
ben. 
 
§ 42b (2) Tritt erst im Haushaltsjahr 2015 in Kraft 

Ersetze: tritt am Tage nach ihrer Veröffentli-
chung in Kraft. Bis zum Erlass einer Satzung 
nach § 31 Abs. 4 HHG erfolgt die Veröffentli-
chung durch Aushang und in der Web-Präsenz 
der Studierendenschaft. Die Satzung vom 19. 
November 2014 ist damit aufgehoben. 
 
§ 42b (2) Tritt erst im Haushaltsjahr 2015 in 
Kraft 
Durch: wird nach ihrer Genehmigung durch 
das Präsidium der TU Darmstadt in der Sat-
zungsbeilage der TU Darmstadt veröffentlicht. 
Danach ist sie unverzüglich auf der Webprä-
senz der Studierndenschaft zu veröffentlichen 
und tritt damit in Kraft. Die Satzung vom 10 
Februar 2016 ist damit aufgehoben. 

Diese Satzung wird nach ihrer Genehmigung durch das Präsidium der TU 
Darmstadt in der Satzungsbeilage der TU Darmstadt veröffentlicht. Danach ist 
sie unverzüglich auf der Webpräsenz der Studierndenschaft zu veröffentlichen 
und tritt damit in Kraft. Die Satzung vom 10 Februar 2016 ist damit aufgeho-
ben. 

Laut Justiziar Schmitt ist 
die Veröffentlichung nach 
§ 31 Abs. 4 HHG im 
Staatsanzeiger bzw. der 
Satzungsbeilage der TU 
Darmstadt erforderlich, 
wobei die Satzungsbei-
lage schneller ist. 
Eine reine Webversion 
könnte nicht auf Korrekt-
heit überprüft werden und 
wäre für Manipulationen 
anfällig. 
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Darmstadt, den 17. Oktober 2016

Resolution:  „Kritik  an  Orientierungswochen  (umgangssprachlich  OWOs)  einiger
Fachschaften“

Antragsteller: Philip Krämer, Jusos und Unabhängige, Yannis Illies

Das Studierendenparlament möge feststellen (Begründung im Text):

Folgende Elemente von Orientierungswochen sind kritisch zu betrachten,  woraus sich jeweilige
Forderungen ergeben:

1. Kommerzialisierung der Universität

In den letzten Jahren ist  zu beobachten,  dass immer mehr Fachschaften auf Sponsoring zurück
greifen, um Bier oder Pullover zu finanzieren. Dadurch wird Wirtschaftsunternehmen der Zugriff
auf den Campus ermöglicht, der ihnen so günstig niemals möglich gewesen wäre und der zudem die
Neutralität  von  Wissenschaft  gefährdet.  Dies  entspricht  keinem  naiven  Bild  von  der
Ideologiefreiheit der Wissenschaft, dennoch muss Unternehmen der Zugang zur Universität und der
damit irgendwann auch verbundene Einfluss auf Lehrinhalte nicht noch vereinfacht werden.
Inhalte, die notwendig für die Studierenden notwendig sind, um sich in das Studium einzufinden,
die auf die kritische Selbstreflexion der Studierenden einwirken oder die sich inhaltlich mit der
historischen Bedeutung des eigenen Studienfaches auseinander setzen,  sind vollumfänglich vom
Fachbereich oder der Universität zu bezahlen.

2. Konstruktion von Gruppenidentitäten

Innerhalb  der  Orientierungswochen  wird  innerhalb  einiger  Fachbereiche  versucht,  einen
vermeintlichen  Gegenentwurf  zur  Universität  zu  konstruieren.  Ist  in  der  dem  Leistungsprinzip
folgenden  Universität,  der/die  Einzelne  auf  sich  allein  gestellt,  geht  er/sie  in  der  Woche  vor
Semesterstart  vollkommen  in  der  Gemeinschaft  auf.  Dies  geht  damit  einher,  dass  jegliche
Individualität  eingetauscht  wird  gegen  die  Eigenschaften  der  Mehrheit:  Männlichkeit,
Heterosexualität,  Recht  des/der  Lautesten  und  Mackertum.  Erzwungen  werden  diese
Umgangsformen mit einem strikten Gruppenzwang. Verstärkt werden sie durch eine Uniformierung
der Kleidung oder eigens für die Woche angefertigte Wappen der jeweiligen Gruppe.
Auf  Gruppensymbole  und  ähnliche  identitätsstiftende  Symbole  sollte  in  künftigen  Wochen
verzichtet werden.

3. sexuelle Übergriffe

Besen in die After von Studierenden einzuführen, stellt einen sexuellen Übergriff dar. Zudem ist es
nicht allzu hypothetisch anzunehmen, dass in mehrheitlich männlich dominierten Gruppen und in
Verbindung mit Alkohol Sexismus an der Tagesordnung sind. 
Hier  müsste  innerhalb  der  Fachschaften  eine  Sensibilisierung  stattfinden,  sodass  auch  Nicht-
Männern einen diskriminierungsfreie Orientierungswoche ermöglicht wird.

4. Erzeugung eines Intellektuellen-feindlichen Milieus

Im  Bildungsstreik  wurde  der  Warencharakter  der  Bildung  noch  unzulässig  negiert.  In  der
Orientierungswoche wird die Bildung ausgeschlossen, da sie ja zum Gegenentwurf der Universität
gehört. Somit steht auch jeder Intellekt grundsätzlich unter dem Verdacht der Individualität, der die
Gemeinschaft zersetzen könnte. Dabei wird aber vergessen, dass die Bildung, die an der Universität



vermittelt  wird,  eine ideologisch  geprägte ist.  Dem entgegen setzen  könnte  man beispielsweise
kritische  Inhalte,  wie beispielsweise der  gesellschaftlichen Verantwortung von Ingenieuren oder
dem Konzept kritischer Gesellschaftswissenschaften.

Das Studierendenparlament fordert daher die Fachschaftenkonferenz auf eine kritische Diskussion
über die Orientierungswochen zu führen und die oben genannten Punkte als Diskussionsgrundlage
zu nutzen.1

Begründung der Eile:

Die  Orientierungswochen  gingen  erst  am  vergangenen  Freitag  bzw.  am  Montag  mit  der
Erstsemesterbegrüßung zu Ende. Die Eile ist daher selbst erklärend.

1 Am Ende sei noch gesagt, dass nichts gegen einen gepflegten Drogenkonsum spricht. Wenn dieser allerdings negative
gesellschaftliche  Mechanismen  verstärkt,  muss  er  aber  ebenfalls  kritisch  betrachtet  werden.  Zudem  ist  es  ein
Unterschied, ob innerhalb einer Orientierungswoche Drogen konsumiert werden oder der Alkoholkonsum direkt bei der
Planung vorgesehen ist.



Zu TOP 13: Weitere Anträge und Resolutionen
Antragsteller*innen: Linke Liste – SDS

Das Studierendenparlament der TU Darmstadt möge beschließen:

Der neue Rahmenvertrag zwischen Hochschulrektorenkonferenz (HRK), 
Kultusministerkonferenz (KMK) und Verwertungsgesellschaft Wort (VG Wort) bedeutet 
eine weitere Einschränkung der Lehrmittelfreiheit. Die TU Darmstadt wird diesem nicht 
beitreten, was ein Umdenken im Umgang mit kommerziell lizenzierten Texten erzwingt. 
[1] [2] 
Vor wenigen Tagen haben die drei Verhandlungspartnerinnen beschlossen eine AG zu 
gründen mit dem Ziel eine Übergangslösung zu finden, welche vorerst eine 
Weiternutzung von digitalen Semesterapparaten ermöglichen und langfristig eine 
„praktikable Lösung“ implementieren soll. [3] Dies ist zu begrüßen. Allerdings ist dabei 
zu beachten, dass eine solche Übergangslösung direkt in die jetzige Situation 
hineingeführt hat und die Gründung einer AG noch kein Garant für das Auffinden einer 
sinnvollen Lösung ist. Darüber hinaus sind die Studierendenschaften wieder von den 
Verhandlungen ausgeschlossen.

Pilotprojekt Einzelerfassung an der Universität Osnabrück
Die Einzelerfassung, zugunsten welcher der Bundesgerichtshof geurteilt hat, wurde in 
einem Pilotprojekt bereits an der Universität Osnabrück erprobt. Die Universität kommt 
in ihrem abschließendem Bericht allerdings zu einem vernichtenden Urteil:
„Insgesamt ging  die  Erprobung  der  Einzelmeldungen  an  der  Universität Osnabrück  
also  mit  einem deutlichen  Rückgang  der Servicequalität  und  einem  deutlichen  
Anstieg  der Arbeitsbelastung  für Studierende  einher  und  verursachte  Kosten in  
Form  von  Aufwänden  bei  Serviceeinrichtungen  und Lehrenden, die die (im 
Pilotprojekt hypothetischen) Kosten der einzeln abgerechneten Nutzungen um ein 
mehrfaches überstiegen.“ [4]
Daraufhin wurden Verbesserungen seitens der VG Wort vorgeschlagen. Allerdings 
führen auch diese zu keiner zufriedenstellenden Lösung, da diese „nur einen kleinen 
Teil der insgesamt hohen Aufwände“ [5] ausmacht. Aus diesem Pilotprojekt kann nur 
geschlussfolgert werden, dass die Einzelerfassung ein Desaster ist, von welchem 
niemand profitiert.

Das Studierendenparlament der TU Darmstadt begrüßt ausdrücklich die Unterstützung 
des offenen Briefes des AStA der CAU Kiel durch den hiesigen AStA. [siehe Anlage]

Darüber hinaus halten die Parlamentarier*innen folgende Forderungen für essentiell:
1. Neuverhandlung des Vertrages zwischen KMK und VG Wort mit Beteiligung 
der Studierendschaften: Es darf nicht sein, dass die Studierendenschaften erst nach 
Vertragsabschluss über dessen Inhalt informiert werden. Wir Student*innen sind direkt 
von dessen Auswirkungen betroffen. Deshalb fordern wir den Einbezug der ASten in die 
Verhandlungen. Dies dient der Transparenz den Studierenden gegenüber und  ein 
katastrophales Ergebnis, wie es jetzt vorliegt, verhindern.
2. Reform des Urhebergesetzes: Es bedarf einer grundlegenden Reform des §52a 
UrhG. [6] Dabei ist insbesondere Absatz 4 – "Für die öffentliche Zugänglichmachung 
nach Absatz 1 (Zugänglichmachung längerer Buchauszüge zu wissenschaftlichen 
Zwecke) ist eine angemessene Vergütung zu zahlen. Der Anspruch kann nur durch eine 
Verwertungsgesellschaft geltend gemacht werden." –, derart zu ändern, dass sowohl 
auf die Bedürfnisse von Urheber*innen – die zumeist der Klasse der Erwerbsabhängigen 
angehören – eingegangen wird, als auch garantiert wird, dass in öffentlichen 
Einrichtungen Wissen und insbesondere Lehrmittel kostenfrei zur Verfügung stehen. 
Hierbei ist zu beachten, dass die Bedürfnisse der Urheber*innen nicht gleichgesetzt 
werden mit den Wünschen kommerzieller Verlage.
3. Garantie der Lehrmittelfreiheit an der TU Darmstadt: Wir wollen eine freie 
Bildung. Dafür muss garantiert sein, dass alle Lernmittel kostenfrei zur Verfügung 
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stehen. Im digitalen Zeitalter ist es deshalb unabdinglich, dass diese auch online frei 
zugänglich gemacht werden. Wir fordern daher das Präsidium der TU Darmstadt und 
den AStA dazu auf, sich dafür stark zu machen, dass eine Übergangslösung und 
längerfristig eine sinnvolle Lösung mit Neugestaltung der Gesetzmäßigkeit gefunden 
wird.
Bildung ist ein Menschenrecht. Nur durch einen freien Zugang zu Bildung kann dies 
auch realisiert werden. 

[1] https://www.fachwerkhouse.de/?p=903
[2] https://www.asta.tu-darmstadt.de/asta/de/aktuelles/2016-11-30-einschr
%C3%A4nkungen-bei-der-bereitstellung-digitaler-lehrmaterialien-ab-dem-112017
[3] https://www.kmk.org/presse/pressearchiv/mitteilung/hochschulrektorenkonferenz-
kultusministerkonferenz-und-vg-wort-entwickeln-gemeinsame-loesung-zu-digitalen-
semesterapparaten.html
[4] https://repositorium.uni-osnabrueck.de/handle/urn:nbn:de:gbv:700-2015061913251
[5] https://www.virtuos.uni-
osnabrueck.de/forschung/projekte/pilotprojekt_zum_52a_urhg.html
[6] https://dejure.org/gesetze/UrhG/52a.html
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